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609. Kundmachung: Wiederverlautbarung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1958

609. Kundmachung der Bundesregierung
vom 14. November 1977 über die Wieder-
verlautbarung des Arbeitslosenversicherungs-

gesetzes 1958

Artikel I

(1) Auf Grund des Wiederverlautbarungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 114/1947, wird das Arbeits-
losenversicherungsgesetz 1958, BGBl. Nr. 199,
in der Anlage wiederverlautbart.

(2) Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958
war vom 11. September 1958 an verbindlich.

Artikel II

(1) Bei der Wiederverlautbarung werden die
Änderungen und Ergänzungen durch die nach-
stehenden Rechtsvorschriften berücksichtigt:

1. Bundesgesetz vom 18. März 1959, mit dem
das Einführungsgesetz zu den Verwaltungs-
verfahrensgesetzen abgeändert wird und im
Zusammenhang damit auch andere Rechts-
vorschriften abgeändert werden (EGVG-
Novelle), BGBl. Nr. 92/1959,

2. Bundesgesetz vom 15. Dezember 1961, mit
dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz
1958 neuerlich abgeändert und ergänzt
wird, BGBl. Nr. 17/1962,

3. Bundesgesetz vom 10. Juli 1963, mit dem
das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958
neuerlich abgeändert wird, BGBl. Nr. 198/
1963,

4. Bundesgesetz vom 1. Juli 1967, mit dem
das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958
neuerlich abgeändert wird, BGBl. Nr. 261/
1967,

5. Bundesgesetz vom 12. Dezember 1968, mit
dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz
1958 neuerlich abgeändert wird, BGBl.
Nr. 30/1969,

6. Bundesgesetz vom 19. Dezember 1970, mit
dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz
1958 neuerlich abgeändert wird, BGBl.
Nr. 3/1971,

7. Bundesgesetz vom 15. Feber 1973, mit
dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz
1958 geändert wird, BGBl. Nr. 124/1973,

8. Sonderunterstützungsgesetz, BGBl. Nr. 642/
1973,

9. Bundesgesetz vom 6. März 1974, mit dem
das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958
und das Arbeitsmarktförderungsgesetz ge-
ändert werden, BGBl. Nr. 179/1974,

10. Bundesgesetz vom 6. Mai 1976, mit dem
das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958
geändert wird, BGBl. Nr. 289/1976.

(2) Die Änderungen und Ergänzungen des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1958 durch die
im Abs. 1 bezeichneten Rechtsvorschriften sind
in Kraft getreten:

1. mit 1. Juni 1959 die durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 92/1959,

2. mit 1. Jänner 1962 die durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 17/1962,

3. mit 1. Oktober 1963 die durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 198/1963,

4. mit 1. Juli 1967 die durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 261/1967,

5. mit 1. Jänner 1969 die durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 30/1969,

6. mit Beginn der Beitragsperiode Jänner 1971
die durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 3/
1971,

7. nach Maßgabe des Art. III Abs. 1 des Bun-
desgesetzes BGBl. Nr. 124/1973 mit 1. Juli
1973 und 1. Jänner 1974 die durch dieses
Gesetz,

8. mit 1. Jänner 1974 die durch das Sonder-
unterstützungsgesetz, BGBl. Nr. 642/1973,

9. mit 1. April 1974 die durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 179/1974,

10. mit 1. Juli 1976 die durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 289/1976,

bewirkten Änderungen und Ergänzungen.
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(3) Folgende Bestimmungen werden als gegen-
standslos festgestellt und daher nicht mehr be-
rücksichtigt:

1. das Bundesgesetz vom 6. April 1960, mit
dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz
1958, BGBl. Nr. 199, neuerlich abgeändert
wird, BGBl. Nr. 88/1960,

2. das Bundesgesetz vom 28. November 1960,
mit dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz
1958, BGBl. Nr. 199, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 92/1959 und BGBl.
Nr. 88/1960, neuerlich abgeändert wird,
BGBl. Nr. 242/1960,

3. das Bundesgesetz vom 21. April 1961, mit
dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz
1958 neuerlich abgeändert wird, BGBl.
Nr. 119/1961,

4. das Bundesgesetz vom 19. Dezember 1962,
mit dem das Arbeitslosenversicherungsge-
setz 1958 neuerlich abgeändert wird, BGBl.
Nr. 323/1962,

5. das Bundesgesetz vom 16. April 1963, mit
dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz
1958 neuerlich abgeändert wird, BGBl.
Nr. 84/1963,

6. das Bundesgesetz vom 4. März 1964, mit
dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz
1958 neuerlich abgeändert wird, BGBl.
Nr. 35/1964,

7. das Bundesgesetz vom 17. November 1965,
mit dem das Arbeitslosenversicherungsge-
setz 1958 neuerlich abgeändert wird, BGBl.
Nr. 335/1965,

8. das Bundesgesetz vom 15. Dezember 1967,
mit dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz
1958 neuerlich abgeändert wird, BGBL
Nr. 9/1968,

9. Art. XIII der 29. Novelle zum Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetz, BGBl.
Nr. 31/1973,

10. Art. IV der 30. Novelle zum Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 23/
1974.

(4) In den §§ 8 Abs. 3, 23 Abs. 1, 48 Abs. 1,
51 Abs. 1, 55 Abs. 2, 63 Abs. 1 bis 3, 64 Abs. 5
und 77 Abs. 2 wird anstelle des jeweiligen Bun-
desministeriums der jeweilige Bundesminister ge-
nannt.

(5) Überdies wurden überholte Wendungen
und Weitläufigkeiten wie z. B. „die Bestim-
mungen des . . . finden Anwendung", „erfolgt
eine Anrechnung von . . ." durch einfachere
Wendungen ersetzt.

Artikel III

Das wiederverlautbarte Bundesgesetz ist als
„Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AlVG)"
zu bezeichnen.

Artikel IV

Als Tag der Herausgabe der Wiederverlaut-
barung wird der Tag der Kundmachung im
Bundesgesetzblatt festgestellt.

Kreisky Pahr Moser Leodolter
Staribacher Lanc Broda Rösch
Weißenberg Sinowatz Lausecker Firnberg
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Anlage

Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AlVG)

Artikel I

Umfang der Versicherung

§ 1. (1) Für den Fall der Arbeitslosigkeit
versichert (arbeitslosenversichert) sind

a) Dienstnehmer, die bei einem oder mehre-
ren Dienstgebern beschäftigt sind,

b) Lehrlinge im letzten Lehrjahr der vorge-
schriebenen oder vereinbarten Lehrzeit
sowie Lehrlinge, die auf Grund eines
Kollektivvertrages Anspruch auf eine Lehr-
lingsentschädigung mindestens in der Höhe
des niedrigsten Hilfsarbeiterlohnes haben,

c) Heimarbeiter,
d) Personen, die zum Zwecke der vorgeschrie-

benen Ausbildung für den künftigen, ab-
geschlossene Hochschulbildung erfordern-
den Beruf nach Abschluß dieser Hochschul-
bildung beschäftigt sind, wenn die Aus-
bildung nicht im Rahmen eines Dienst-
oder Lehrverhältnisses erfolgt, jedoch mit
Ausnahme der Volontäre,

e) selbständige Pecher, das sind Personen, die,
ohne auf Grund eines Dienst- oder Lehr-
verhältnisses beschäftigt zu sein, durch Ge-
winnung von Harzprodukten in fremden
Wäldern eine saisonmäßig wiederkehrende
Erwerbstätigkeit ausüben, sofern sie dieser
Erwerbstätigkeit in der Regel ohne Zu-
hilfenahme familienfremder Arbeitskräfte
nachgehen,

soweit sie in der Krankenversicherung auf Grund
gesetzlicher Vorschriften pflichtversichert oder
selbstversichert (§ 19 a des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955) und
nicht nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen
versicherungsfrei sind.

(2) Ausgenommen von der Arbeitslosenver-
sicherungspflicht sind

a) Personen bis zum vollendeten 15. Lebens-
jahr, soweit sie aber das 15. Lebensjahr
vor Beendigung der allgemeinen Schul-
pflicht beenden, bis zum Ablauf des letz-
ten Schuljahres;

b) Dienstnehmer, die in einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis zum Bund, zu
einem Bundesland, einem Bezirk oder einer
Gemeinde sowie zu einem von diesen
Körperschaften verwalteten Betrieb, einer
solchen Unternehmung, Anstalt, Stiftung
oder einem solchen Fonds stehen;

c) Dienstnehmer, die in einem unkündbaren
privatrechtlichen Dienstverhältnis zum
Bund, zu einem Bundesland, einem Be-

zirk oder einer Gemeinde sowie zu einem
von diesen Körperschaften verwalteten Be-
trieb, einer solchen Unternehmung, An-
stalt, Stiftung oder einem solchen Fonds
stehen, wenn ihnen aus diesem Dienstver-
hältnis Anwartschaft auf Ruhegenuß
(Provision) zusteht, sowie Dienstnehmer,
die in einem unkündbaren privatrechtlichen
Dienstverhältnis zu einer Körperschaft des
öffentlichen Rechts stehen, wenn ihnen aus
diesem Dienstverhältnis Anwartschaft auf
Ruhegenuß (Provision) zusteht, sofern in
gesetzlichen Vorschriften oder in den
dienstrechtlichen Vorschriften ein Anspruch
auf eine Ersatzleistung für den Fall der Ar-
beitslosigkeit und ein Anspruch auf eine
Ersatzleistung für Karenzurlaubsgeld (§§ 26
bis 31) in einem diesem Bundesgesetz gleich-
wertigen Ausmaß vorgesehen sind;

d) Personen, die nach § 2 Abs. 1 Z. 2
des Bauern-Krankenversicherungsgesetzes,
BGBl. Nr. 219/1965, pflichtversichert
sind;

e) Dienstnehmer, Heimarbeiter und selbstän-
dige Pecher, die nach der Höhe des Ent-
gelts geringfügig beschäftigt sind, soweit
es sich nicht um Selbstversicherte nach den
Bestimmungen des Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetzes handelt.

(3) Die Versicherungsfreiheit nach Abs. 2 ist
bei Dienstnehmern, die bei demselben Dienst-
geber zu Versicherungspflichtiger und versiche-
rungsfreier Beschäftigung herangezogen werden,
nur dann gegeben, wenn sie überwiegend in ver-
sicherungsfreier Beschäftigung tätig sind.

(4) Bei der Beurteilung der Frage, ob eine
Beschäftigung als geringfügig gilt, ist § 5 Abs. 2
ASVG sinngemäß anzuwenden. Eine Beschäfti-
gung als Hausbesorger im Sinne des Hausbe-
sorgergesetzes, BGBl. Nr. 16/1970, gilt je-
doch dann als geringfügig, wenn das Entgelt die
im § 5 Abs. 2 lit. a bis c ASVG angeführten
Beträge nicht überschreitet.

(5) Abs. 4 erster Satz gilt sinngemäß für Heim-
arbeiter und selbständige Pecher.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 1)

§ 2. Für die Versicherung der in Heimarbeit
beschäftigten Personen gilt § 1 Abs. 1 nur inso-
weit, als nicht durch Verordnung abweichende,
die Eigenart dieser Beschäftigungsverhältnisse be-
rücksichtigende Bestimmungen getroffen werden.
Diese können sich auf die Meldungen, den Beginn
und das Ende der Versicherungspflicht, die Berech-
nung, Einhebung und Einzahlung der Vorsiche-
rungsbeiträge sowie auf die Voraussetzungen des
Anspruches auf die Versicherungsleistungen bezie-
hen. (BGBl. Nr. 17/1962, Art. I Z. 7; BGBl.
Nr. 289/1976, Art. I Z. 2)
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§ 3. (1) Personen, die in einer Grenzzone
Österreichs ihren ständigen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben und zur Ausübung
einer Beschäftigung als Dienstnehmer im Gebiet
eines Nachbarstaates mindestens einmal wöchent-
lich die Grenze hin und zurück überschreiten
(Grenzgänger), können durch Verordnung des
Bundesministers für soziale Verwaltung in die
Arbeitslosenversicherung einbezogen werden,
wenn die von ihnen ausgeübte Beschäftigung ihrer
Art nach im Inland arbeitslosenversicherungs-
pflichtig wäre und die Einbeziehung in die Ar-
beitslosenversicherung im Interesse des sozialpoli-
tischen Schutzes der Dienstnehmer geboten er-
scheint. (BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 3)

(2) Für die Arbeitslosenversicherung der
Grenzgänger gilt dieses Bundesgesetz nach Maß-
gabe der folgenden Bestimmungen:

a) Bei Ermittlung der Anwartschaftszeit sind
auch Dienstverhältnisse im Nachbarstaat,
soweit sie dem Abs. 1 entsprechen, zu
berücksichtigen.

b) Die Arbeitslosenversicherungspflicht beginnt
jeweils mit der Aufnahme einer Beschäfti-
gung gemäß Abs. 1, soweit jedoch eine
solche Beschäftigung vor Inkrafttreten der
Verordnung, mit der die Grenzgänger in
die Arbeitslosenversicherungspflicht einbe-
zogen worden sind, aufgenommen wurde,
mit dem Tage des Inkrafttretens dieser
Verordnung. Die Arbeitslosenversicherungs-
pflicht endet mit dem Ende des Beschäf-
tigungsverhältnisses. Den Beitrag zur Ar-
beitslosenversicherung haben die Versicher-
ten selbst zu tragen.

c) Die in die Arbeitslosenversicherung einbe-
zogenen Grenzgänger haben den Antritt
und die Beendigung einer Beschäftigung
gemäß Abs. 1 dem nach ihrem Wohnort
oder dem Ort ihres gewöhnlichen Aufent-
haltes örtlich zuständigen Träger der ge-
setzlichen Krankenversicherung zu melden,
die zur Durchführung der Arbeitslosen-
versicherung erforderlichen Unterlagen bei-
zubringen und den Arbeitslosenversiche-
rungsbeitrag an den Träger der gesetzlichen
Krankenversicherung zu entrichten.

d) Sind für Grenzgänger die Meldung zur
gesetzlichen Krankenversicherung und die
Einhebung des Beitrages zu dieser anders
geregelt als für im Inland beschäftigte
Dienstnehmer, so kann durch Verordnung
angeordnet werden, daß diese Regelung
auch für die Durchführung der Arbeits-
losenversicherung gilt.

§ 4. (1) Dienstgeber und selbständige Pecher
sind verpflichtet, dem Träger der Kranken-
versicherung alle für die Durchführung der Ar-

beitslosenversicherung maßgebenden Daten mit-
zuteilen.

(2) Der Versicherte hat die gemäß Abs. 1 vorge-
schriebenen Meldungen selbst zu erstatten,

a) wenn der Dienstgeber die Vorrechte der
Exterritorialität genießt oder wenn dem
Dienstgeber im Zusammenhang mit einem
zwischenstaatlichen Vertrag oder der Mit-
gliedschaft Österreichs bei einer internatio-
nalen Organisation besondere Privilegien
oder Immunitäten eingeräumt sind,

b) wenn der Dienstgeber im Inland keine
Betriebsstätte (Niederlassung, Geschäfts-
stelle, Niederlage) hat oder

c) wenn er nach den Vorschriften des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes selbst-
versichert ist.

(3) Die An- und Abmeldungen arbeitslosenver-
sicherungspflichtiger Personen zur gesetzlichen
Krankenversicherung sowie die An- und Ab-
meldungen zur Selbstversicherung in der Kran-
kenversicherung nach dem Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetz (§ 19 a ASVG) gelten auch
als Meldungen zur Arbeitslosenversicherung.

(BGBl. Nr. 17/1962, Art. I Z. 8)

§ 5. (1) Unter Dienstgebern im Sinne dieses
Bundesgesetzes sind auch Auftraggeber im Sinne
des Heimarbeitsgesetzes 1960, BGBl. Nr. 105/1961,
Träger von Ausbildungseinrichtungen und Be-
sitzer von Wäldern, in denen von selbständigen
Pechern Harzprodukte gewonnen werden, zu
verstehen.

(2) Unter Dienstverhältnis im Sinne dieses
Bundesgesetzes ist auch die Erwerbstätigkeit als
selbständiger Pecher zu verstehen.

(3) Unter Entgelt im Sinne dieses Bundesge-
setzes ist auch das Erwerbseinkommen als selb-
ständiger Pecher zu verstehen.

(BGBl. Nr. 17/1962, Art. I 2. 9)

ARTIKEL II

Leistungen

§ 6. (1) Als Leistungen der Arbeitslosenver-
sicherung kommen in Betracht:

a) Arbeitslosengeld;

b) Notstandshilfe;

c) Bevorschussung von Leistungen aus der
Pensionsversicherung;

d) Karenzurlaubsgeld;

e) Sondernotstandshilfe für alleinstehende
Mütter.

(2) Die Bezieher der vorstehenden Leistungen
sind krankenversichert.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. 1 Z. 4)
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A b s c h n i t t 1

Arbeitslosengeld

Voraussetzungen des Anspruches

§ 7. Anspruch auf Arbeitslosengeld hat, wer
1. arbeitsfähig, arbeitswillig und arbeitslos ist,
2. die Anwartschaft erfüllt und
3. die Bezugsdauer noch nicht erschöpft hat.

Arbeitsfähigkeit

§ 8. (1) Arbeitsfähig ist, wer nicht invalid
beziehungsweise nicht berufsunfähig im Sinne
der für ihn in Betracht kommenden Vorschriften
der §§ 255, 273 beziehungsweise 280 des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes ist. (BGBl.
Nr. 17/1962, Art. I Z. 10)

(2) Der Arbeitslose ist, wenn sich Zweifel über
die Arbeitsfähigkeit ergeben, verpflichtet, sich
auf Anordnung des Arbeitsamtes ärztlich unter-
suchen zu lassen. Weigert er sich, dieser An-
ordnung Folge zu leisten, so erhält er für die
Dauer der Weigerung kein Arbeitslosengeld.
(BGBl. Nr. 17/1962, Art. 1 Z. 11)

(3) Die ärztlichen Gutachten der Arbeitsämter
einerseits und der Sozialversicherungsträger an-
derseits sind, soweit es sich um die Beurteilung
der Arbeitsfähigkeit handelt, gegenseitig an-
zuerkennen. Die erforderlichen Maßnahmen trifft
der Bundesminister für soziale Verwaltung nach
Anhörung des Hauptverbandes der österreichi-
schen Sozialversicherungsträger. (BGBl. Nr. 17/
1962, Art. I Z. 11)

Arbeitswilligkeit

§ 9. (1) Arbeitswillig ist, wer bereit ist, eine
durch das Arbeitsamt vermittelte zumutbare
Beschäftigung anzunehmen oder sich zum Zwecke
beruflicher Ausbildung nach- und umschulen zu
lassen oder von einer sonst sich bietenden
Arbeitsmöglichkeit Gebrauch zu machen.

(2) Zumutbar ist eine Beschäftigung, die den
körperlichen Fähigkeiten des Arbeitslosen ange-
messen ist, seine Gesundheit und Sittlichkeit nicht
gefährdet, angemessen entlohnt ist und dem
Arbeitslosen eine künftige Verwendung in seinem
Beruf nicht wesentlich erschwert. Die letzte Vor-
aussetzung bleibt bei der Beurteilung, ob die
Beschäftigung zumutbar ist, außer Betracht, wenn
der Anspruch auf den Bezug des Arbeitslosen-
geldes erschöpft ist und keine Aussicht besteht,
daß der Arbeitslose in absehbarer Zeit in seinem
Beruf eine Beschäftigung findet.

(3) Eine Beschäftigung außerhalb des Wohn-
oder Aufenthaltsortes des Arbeitslosen ist zumut-
bar, wenn hiedurch die Versorgung seiner Fami-
lienangehörigen, zu deren Unterhalt er verpflich-

tet ist, nicht gefährdet wird und am Orte der
Beschäftigung, wenn eine tägliche Rückkehr an
den Wohnort nicht möglich ist, entsprechende
Unterkunftsmöglichkeiten bestehen.

(4) Als zumutbar gilt nicht die Beschäftigung
in einem von Streik oder Aussperrung betroffenen
Betrieb.

§ 10. (1) Wenn der Arbeitslose sich weigert,
eine ihm vom Arbeitsamt zugewiesene zumut-
bare Beschäftigung anzunehmen, oder die
Annahme einer solchen Beschäftigung vereitelt,
verliert er für die Dauer der Weigerung, jeden-
falls aber für die Dauer der auf die Weigerung
folgenden vier Wochen den Anspruch auf Arbeits-
losengeld. Das gleiche gilt, wenn der Arbeitslose
sich ohne wichtigen Grund weigert, einem Auf-
trag zur Nach(Um)schulung zu entsprechen, oder
durch sein Verschulden den Erfolg der Nach(Um)-
schulung vereitelt.

(2) In berücksichtigungswürdigen Fällen kann
der Ausschluß vom Bezuge des Arbeitslosengeldes
auf Antrag vom zuständigen Verwaltungsaus-
schuß des Arbeitsamtes ganz oder teilweise nach-
gesehen werden.

§ 11. Arbeitslose, deren Dienstverhältnis
infolge eigenen Verschuldens beendet worden ist
oder die ihr Dienstverhältnis freiwillig ohne
triftigen Grund gelöst haben, erhalten für die
Dauer von vier Wochen, gerechnet vom Tage
der Beendigung des Dienstverhältnisses an, kein
Arbeitslosengeld. § 10 Abs. 2 gilt sinngemäß.

Arbeitslosigkeit

§ 12. (1) Arbeitslos ist, wer nach Beendigung
seines Beschäftigungsverhältnisses keine neue
Beschäftigung gefunden hat.

(2) Ein selbständiger Pecher gilt in der Zeit
der saisonmäßigen Erwerbsmöglichkeit, das ist
vom dritten Montag im März bis einschließlich
dritten Sonntag im November eines jeden Jahres,
nicht als arbeitslos. In der übrigen Zeit des Jahres
gilt der selbständige Pecher als arbeitslos, wenn
er keine andere Beschäftigung gefunden hat.

(3) Als arbeitslos im Sinne der Abs. 1 und 2
gilt insbesondere nicht:

a) wer in einem Dienstverhältnis steht;
b) wer selbständig erwerbstätig ist;
c) wer ein Urlaubsentgelt nach dem Bauarbei-

ter-Urlaubsgesetz 1972, BGBl. Nr. 414, in
der jeweils geltenden Fassung bezieht, in
der Zeit, für die das Urlaubsentgelt
gebührt;

d) wer. ohne in einem Dienstverhältnis zu
stehen, im Betrieb des Ehegatten, der
Eltern oder Kinder tätig ist;
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e) wer eine Freiheitsstrafe verbüßt oder auf
behördliche Anordnung in anderer Weise
angehalten wird;

f) wer in einer Schule oder einem geregelten
Lehrgang — so als ordentlicher Hörer einer
Hochschule, als Schüler einer Fachschule
oder einer mittleren Lehranstalt — aus-
gebildet wird oder, ohne daß ein Dienst-
verhältnis vorliegt, sich einer praktischen
Ausbildung unterzieht.

(4) Von den Bestimmungen des Abs. 3 lit. f
kann das Arbeitsamt in berücksichtigungswür-
digen Fällen Ausnahmen zulassen, insbesondere,
wenn der Arbeitslose dem Studium oder der
praktischen Ausbildung bereits während des
Dienstverhältnisses, das der Arbeitslosigkeit
unmittelbar vorangegangen ist, oblag.

(5) Nach- und Umschulung und der Besuch
einzelner Lehrkurse zur Erweiterung der fach-
lichen oder Allgemeinbildung gelten nicht als
Beschäftigung im Sinne der Abs. 1 und 2.

(6) Als arbeitslos gilt jedoch,

a) wer aus einer oder mehreren Beschäfti-
gungen ein Entgelt erzielt, das die im § 5
Abs. 2 lit. a bis c des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes angeführten Beträge
nicht übersteigt;

b) wer einen land(forst)wirtschaftlichen Be-
trieb bewirtschaftet, dessen nach den jeweils
geltenden gesetzlichen Vorschriften festge-
stellter Einheitswert 44000 S nicht über-
steigt;

c) wer auf andere Art selbständig erwerbs-
tätig ist und daraus ein Einkommen erzielt,
das die im § 5 Abs. 2 lit. a bis c des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes ange-
führten Beträge nicht übersteigt.

(7) Unbeschadet der Bestimmung des Abs. 3
lit. a gilt als arbeitslos auch eine Frau, bei der
die Voraussetzung des § 26 Abs. 1 Z. 1 lit. c für
den Anspruch auf Karenzurlaubsgeld vor Ablauf
des Karenzurlaubes deswegen weggefallen ist,
weil ihr Kind, dessen Geburt Anlaß für die
Gewährung des Karenzurlaubes war, gestorben
ist und der Dienstgeber einer vorzeitigen Been-
digung des Karenzurlaubes nicht zugestimmt hat,
und zwar so lange, als während der restlichen
Dauer des Karenzurlaubes kein Dienstverhältnis
mit einem anderen Dienstgeber besteht.

(8) Ebenso gilt als arbeitslos, wer auf Grund
eines allenfalls auch ungerechtfertigten Aus-
spruches über die Lösung seines eben Kündigungs-
oder Entlassungsschutz genießenden Dienstver-
hältnisses nicht beschäftigt wird, und zwar bis zu
dem Zeitpunkt, in dem durch die zuständige
Behörde das allfällige Weiterbestehen des
Beschäftigungsverhältnisses rechtskräftig ent-

schieden oder vor der zuständigen Behörde ein
Vergleich geschlossen wurde.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. 1 Z. 5)

§ 13. Wenn die Arbeitslosigkeit die unmittel-
bare Folge eines durch Streik verursachten
Betriebsstillstandes ist, gebührt während dessen
Dauer kein Arbeitslosengeld; das gleiche gilt für
den Fall einer Aussperrung in einem Betrieb,
sofern sie als Abwehrmaßnahme gegen einen
Teilstreik, eine passive Resistenz oder eine
sonstige die Fortführung der Arbeiten in diesem
Betrieb vereitelnde Kampfmaßnahmen erfolgt.

Anwartschaft

§ 14. (1) Bei der erstmaligen Inanspruchnahme
des Arbeitslosengeldes ist die Anwartschaft
erfüllt, wenn der Arbeitslose in den letzten
24 Monaten vor Geltendmachung des Anspruches
(Rahmenfrist) insgesamt 52 Wochen im Inland
arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt war.

(2) Bei jeder weiteren Inanspruchnahme des
Arbeitslosengeldes ist die Anwartschaft erfüllt,
wenn der Arbeitslose in den letzten 12 Monaten
vor Geltendmachung des Anspruches (Rahmen-
frist) insgesamt 20 Wochen im Inland arbeits-
losenversicherungspflichtig beschäftigt war.

(3) In Zeiten empfindlicher Arbeitslosigkeit
kann durch Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung für einzelne Berufsgruppen,
in denen die Beschäftigungslage besonders ungün-
stig ist, bestimmt werden, daß die Anwartschaft
auch dann erfüllt ist, wenn der Arbeitslose in
den letzten 24 Monaten vor Geltendmachung
des Anspruches auf Arbeitslosengeld im Inland
insgesamt 26 Wochen arbeitslosenversicherungs-
pflichtig beschäftigt war.

(4) Auf die Anwartschaft sind folgende im
Inland zurückgelegte oder auf Grund inländischer
Rechtsvorschriften erworbene Zeiten anzurech-
nen:

a) Zeiten, die gemäß § 1 Abs. 1 der Arbeits-
losenversicherungspflicht unterlagen;

b) die Zeit des Präsenz(Zivil)dienstes, wenn
der Arbeitslose innerhalb des letzten Jahres
vor Antritt des Präsenz(Zivil)dicnstes oder
innerhalb des der Beendigung des Präsenz-
(Zivil)dienstes folgenden Jahres mindestens
sechs Monate arbeitslosenversicherungs-
pflichtig beschäftigt oder als Lehrling
arbeitslosenversichert war, wobei einer
arbeitslosenversicherungspflichcigen Be-
schäftigung der Bezug von Arbeitslosengeld
und Notstandshilfe gleichsteht;

c) Zeiten eines Wochengeldbezuges während
eines arbeitslosenversicherungspflichtigen
Beschäftigungsverhältnisses, sofern das
Beschäftigungsverhältnis anschließend an
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den Wochengeldbezug fortgesetzt oder ein
Karenzurlaub im Sinne des Mutterschutz-
gesetzes, BGBl. Nr. 76/1957, in geltender
Fassung in Anspruch genommen wurde;

d) Zeiten einer Krankheit während eines
arbeitslosenversicherungspflichtigen Be-
schäftigungsverhältnisses nach Wegfall des
Entgeltanspruches, sofern nach der Krank-
heit der Entgeltanspruch wieder aufgelebt
ist;

e) bei Dienstverhältnissen von Arbeitern, die
mindestens eine volle Woche ununterbro-
chen gedauert haben und die an einem
Samstag — im Falle der Fünftagewoche an
einem Freitag — enden, der darauffolgende
Sonntag bzw. Samstag und Sonntag, soweit
aber betriebsüblich andere Tage als arbeits-
frei gelten, diese Tage.

(5) Im Gebiet eines anderen Staates ausgeübte
Beschäftigungen, die ihrer Art nach im Inland
versicherungspflichtig wären, sind den Beschäf-
tigungen im Bundesgebiet gleichzuhalten, soweit
durch zwischenstaatliche Übereinkommen die
Gegenseitigkeit verbürgt ist.

(6) Die in den Abs. 4 und 5 angeführten
Zeiten dürfen bei der Ermittlung der Anwart-
schaft nur einmal berücksichtigt werden.

(7) Zeiten, die für die Beurteilung der Anwart-
schaft auf Karenzurlaubsgeld herangezogen wur-
den, sind bei der Beurteilung der Anwartschaft
auf Arbeitslosengeld nicht mehr zu berücksich-
tigen, es sei denn, daß das Kind, dessen Geburt
Anlaß für die Gewährung des Karenzurlaubs-
geldes war, während des Bezuges des Karenz-
urlaubsgeldes gestorben ist.

(8) Wird nach einem Bezug von Karenzur-
laubsgeld Arbeitslosengeld in Anspruch genom-
men, so gilt dies als weitere Inanspruchnahme
im Sinne des Abs. 2.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 6)

§ 15. (1) Die Rahmenfristen nach § 14 Abs. 1
bis 3 verlängern sich

1. um Zeiträume, in denen der Arbeitslose im
Inland

a) in einem arbeitslosenversicherungsfreien
Dienstverhältnis gestanden ist;

b) arbeitssuchend beim Arbeitsamt gemeldet
gewesen ist;

c) eine Abfertigung aus einem Dienstverhält-
nis bezogen hat;

d) selbständig erwerbstätig gewesen ist;
e) einen geregelten Lehrgang zur beruflichen

Fortbildung besucht hat, durch den er
überwiegend in Anspruch genommen
wurde;

0 Präsenz(Zivil)dienst geleistet hat;

g) einen Karenzurlaub im Sinne der gesetz-
lichen Vorschriften zurückgelegt bzw.
Karenzurlaubsgeld bezogen hat;

h) eine Sonderunterstützung nach den Bestim-
mungen des Mutterschutzgesetzes, BGBl.
Nr. 76/1957, bezogen hat;

i) ein außerordentliches Entgelt im Sinne des
§ 17 des Hausgehilfen- und Hausangestell-
tengesetzes, BGBl. Nr. 235/1962, bezogen
hat;

j) Krankengeld bzw. Wochengeld bezogen hat
oder in einer Heil- oder Pflegeanstalt
untergebracht gewesen ist;

k) nach Erschöpfung des Anspruches auf
Krankengeld aus der gesetzlichen Kranken-
versicherung nachweislich arbeitsunfähig
gewesen ist;

1) wegen Invalidität, Berufsunfähigkeit oder
Minderung der Erwerbsfähigkeit, die nach
ihrem Ausmaß der Arbeitsunfähigkeit
gemäß § 8 dieses Bundesgesetzes gleich-
kommt, eine Pension aus der gesetzlichen
Pensions- oder Unfallversicherung bezogen
hat;

m) eine Freiheitsstrafe verbüßt hat oder auf
behördliche Anordnung in anderer Weise
angehalten worden ist;

n) eine Sonderunterstützung nach den Bestim-
mungen des Sonderunterstützungsgesetzes,
BGBl. Nr. 642/1973, bezogen hat;

2. um Zeiträume, in denen der Arbeitslose im
Ausland beschäftigt gewesen ist.

(2) Der Bundesminister für soziale Verwaltung
kann, wenn sich die Notwendigkeit hiezu heraus-
stellt, durch Verordnung bestimmen, daß auch
andere Tatbestände eine Verlängerung der Rah-
menfrist bewirken.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 7)

Ruhen des Arbeitslosengeldes

§ 16. Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht
während

a) des Bezuges von Kranken- oder Wochen-
geld,

b) des Bezuges von Sonderunterstützung nach
den Bestimmungen des Mutterschutzgeset-
zes,

c) der Unterbringung des Arbeitslosen in
einer Heil- oder Pflegeanstalt,

d) des Bezuges einer Pension aus dem Ver-
sicherungsfall der Invalidität, der Berufs-
unfähigkeit oder der dauernden Erwerbs-
unfähigkeit,

e) der Verbüßung einer Freiheitsstrafe sowie
während einer anderweitigen auf behörd-
licher Anordnung beruhenden Anhaltung,
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f) des Bezuges von Entgelt gemäß § 5 des
Entgeltfortzahlungsgesetzes, BGBl. Nr. 399/
1974,

g) des Aufenthaltes im Ausland,

h) des Präsenz(Zivil)dienstes,.

i) des Bezuges von Karenzurlaubsgeld.
(BGBl. Nr. 289/1976, Art. 1 Z. 8)

Beginn des Bezuges

§ 17. (1) Sofern sämtliche Voraussetzungen
für den Anspruch auf Arbeitslosengeld erfüllt
sind und der Anspruch auf Arbeitslosengeld nicht
gemäß § 16 ruht, gebührt das Arbeitslosengeld
ab dem Tag der Geltendmachung.

(2) Waren jedoch die Voraussetzungen für den
Anspruch auf Arbeitslosengeld bereits ab einem
Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag
erfüllt und hat der Anspruch während dieses
Samstages, Sonntages oder gesetzlichen Feiertages
gemäß % 16 nicht geruht, so gebührt das Arbeits-
losengeld rückwirkend ab dem betreffenden
Samstag, Sonntag bzw. gesetzlichen Feiertag,
sofern der Arbeitslose seinen Anspruch am
darauffolgenden Werktag geltend gemacht hat.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 9)

Dauer des Bezuges

§ 18. (1) Das Arbeitslosengeld wird für die
Dauer von zwölf Wochen gewährt.

(2) Die Bezugsdauer erhöht sich

a) auf 20 Wochen, wenn in den letzten zwei
Jahren vor der Geltendmachung des
Anspruches arbeitslosenversicherungspflich-
tige Beschäftigungen in der Dauer von
52 Wochen und

b) auf 30 Wochen, wenn in den letzten fünf
Jahren vor Geltendmachung des Anspru-
ches arbeitslosenversicherungspflichtige Be-
schäftigungen in der Dauer von 156 Wo-
chen nachgewiesen werden.

(3) Bei der Beurteilung der Bezugsdauer sind
die im § 14 Abs. 4 lit. c, d und e angeführten
Zeiten wie arbeitslosenversicherungspflichtige
Beschäftigungszeiten zu berücksichtigen. (BGBl.
Nr. 179/1974, Art. 1 Z. 4; BGBl. Nr. 289/1976,
Art. 1 Z. 10)

Fortbezug

§ 19. (1) Arbeitslosen, die das zuerkannte
Arbeitslosengeld nicht bis zur zulässigen Höchst-
dauer in Anspruch nehmen, ist auf Anmeldung
der Fortbezug des Arbeitslosengeldes für die
restliche zulässige Bezugsdauer zu gewähren,

a) wenn die Anmeldung innerhalb eines Zeit-
raumes von drei Jahren, gerechnet vom
Tage der Zuerkennung des Anspruches,
erfolgt und

b) wenn, abgesehen von der Anwartschaft,
die Voraussetzungen für den Anspruch
erfüllt sind. (BGBl. Nr. 289/1976, Art. I
Z. 11 lit. a)

(2) Der Anspruch auf Fortbezug des Arbeits-
losengeldes (Abs. 1) ist nicht gegeben, wenn der
Arbeitslose die Voraussetzungen für eine neue
Anwartschaft erfüllt und ihm daraus ein An-
spruch auf Arbeitslosengeld zusteht, der sowohl
hinsichtlich der Dauer des Bezuges als auch hin-
sichtlich des Ausmaßes des Arbeitslosengeldes
nicht geringer ist als der Anspruch auf Grund
des früher zuerkannten Anspruches auf Arbeits-
losengeld.

(3) Durch den Bezug von Karenzurlaubsgeld
ist ein allfälliger Anspruch auf Fortbezug von
Arbeitslosengeld nicht mehr gegeben, es sei denn,
daß das Kind, dessen Geburt Anlaß für die
Gewährung des Karenzurlaubsgeldes war, wäh-
rend des Bezuges des Karenzurlaubsgeldes gestor-
ben ist. (BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 11 lit. b)

Ausmaß des Arbeitslosengeldes

§ 20. (1) Das Arbeitslosengeld besteht aus dem
Grundbetrag und den Familienzuschlägen.

(2) Familienzuschläge sind für Ehegatten (Le-
bensgefährten), Eltern und Großeltern, Kinder
und Enkel, Stiefkinder, Wahlkinder und Pflege-
kinder (zuschlagsberechtigte Personen) zu gewäh-
ren, wenn der Arbeitslose zum Unterhalt dieser
Personen tatsächlich wesentlich beiträgt. Der
Familienzuschlag gebührt nicht, wenn den zu-
schlagsberechtigten Personen zugemutet werden
kann, den Aufwand für einen angemessenen
Lebensunterhalt aus eigenen Kräften und Mit-
teln, insbesondere durch eigene Arbeit, zu bestrei-
ten.

(3) Für eine zuschlagsberechtigte Person kann
der Familienzuschlag nur einmal gewährt wer-
den.

(4) Der Familienzuschlag beträgt pro zuschlags-
berechtigte Person 240 S monatlich. (BGBl.
Nr. 124/1973, Art. 1 Z. 3)

§ 21. (1) Der Grundbetrag des Arbeitslosen-
geldes wird nach Lohnklassen bemessen. Für die
Festsetzung der Lohnklasse ist das Entgelt im
Sinne der gesetzlichen Sozialversicherung (§ 49
ASVG) maßgebend, auf das der Arbeitslose in
den letzten vier vollen Wochen seiner arbeits-
losenversicherungspflichtigen Beschäftigung An-
spruch hatte. War das Entgelt nach Monaten
bemessen, so ist das Entgelt des letzten vollen
Monates heranzuziehen. Zeiten, in denen der
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Arbeitslose infolge Kurzarbeit oder Erkrankung
(Schwangerschaft) nicht das volle Entgelt bezogen
hat, sowie Teile von Wochen oder Monaten blei-
ben bei der Berechnung des für die Festsetzung
der Lohnklasse maßgebenden Entgeltes außer
Betracht. Sind keine vollen Wochen bzw. ist
kein voller Monat vorhanden, so ist für die Fest-
setzung der Lohnklasse das Entgelt der letzten
28 Tage arbeitslosenversicherungspflichtiger Be-
schäftigung maßgebend. Unter dem Ausdruck
„28 Tage" ist ein Versicherungszeitraum von

28 Tagen zu verstehen. (BGBl. Nr. 124/1973,
Art. 1 Z. 4)

(2) Bei der Ermittlung des für die Festsetzung
der Lohnklasse maßgebenden Entgeltes sind Son-
derzahlungen im Sinne der gesetzlichen Sozial-
versicherung (§ 49 ASVG) anteilsmäßig zu be-
rücksichtigen. (BGBl. Nr. 124/1973, Art. I Z. 4)

(3) Der Grundbetrag des Arbeitslosengeldes
einschließlich der Wohnungsbeihilfe von 30 S
monatlich beträgt:

353
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(BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 12 lit. a)

(4) Unter Bedachtnahme auf die für den
Arbeitslosenversicherungsbeitrag jeweils maß-
gebende Höchstbeitragsgrundlage hat der Bun-
desminister für soziale Verwaltung mit Verord-
nung die Lohnklassentabelle derart zu ergänzen,
daß der monatliche Arbeitsverdienst von Lohn-
klasse zu Lohnklasse jeweils um 260 S abgestuft
ist und der Grundbetrag des Arbeitslosengeldes
in den einzelnem ergänzten Lohnklassen je-
weils 40 v. H. des um 195 S erhöhten unteren
monatlichen Grenzbetrages der betreffenden
Lohnklasse zuzüglich einer Wohnungsbeihilfe von
30 S monatlich beträgt. (BGBl. Nr. 289/1976,
Art. I Z. 12 lit. b)

(5) Auf einen Tag entfällt als Arbeitslosen-
geld ein Dreißigstel des Monatsbetrages, das auf
volle Schillingbeträge zu runden ist; hiebei sind
Beträge unter 50 Groschen zu vernachlässigen
und Beträge von 50 Groschen und mehr auf
einen Schilling zu ergänzen. (BGBl. Nr. 289/1976,
Art. I Z. 12 lit. c)

(6) Das Arbeitslosengeld (Grundbetrag zuzüg-
lich allfälliger Familienzuschläge) darf im Monat
80 v. H. des der Einreihung in die Lohnklasse
zugrunde gelegten Entgeltes nicht überschreiten.

BGBl. Nr. 124/1973, Art. 1 Z. 4)

§ 22. (1) Arbeitslose, die eine Leistung aus
einem der Versicherungsfälle des Alters aus der
Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 189/1955,
dem Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetz, BGBl. Nr. 292/1957, bzw. dem
Bauern-Pensionsversicherungsgesetz, BGBl.
Nr. 28/1970, oder einen Ruhegenuß aus einem
Dienstverhältnis zu einer öffentlich-rechtlichen

Körperschaft beziehen, haben keinen Anspruch
auf Arbeitslosengeld.

(2) Das gleiche gilt für die Zeit eines laufen-
den Verfahrens auf Zuerkennung einer im Abs. 1
genannten Leistung. Wird ein derartiger Antrag
rechtskräftig abgelehnt, ist eine allfällige gemäß
§ 23 Abs. 1 gewährte Leistung in Arbeitslosen-
geld bzw. Notstandshilfe umzuwandeln.

(BGBl. Nr. 179/1974, Art. 1 Z. 5)

Bevorschussung von Leistungen aus der Pen-
sionsversicherung

§ 23. (1) Arbeitslosen, die die Zuerkennung
a) einer Leistung aus dem Versicherungsfall

der Invalidität, der Berufsunfähigkeit oder
der dauernden Erwerbsunfähigkeit,

b) einer Leistung aus einem der Versicherungs-
fälle des Alters aus der Pensionsversiche-
rung nach dem Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetz, dem Gewerblichen Selbstän-
digen-Pensionsversicherungsgesetz bzw.
dem Bauern-Pensionsversicherungsgesetz

beantragt haben, können bis zur Entscheidung
über ihren Antrag Leistungen der Arbeitslosen-
versicherung gewährt werden, sofern, abgesehen
von der Arbeitsfähigkeit bzw. Arbeitswilligkeit,
die übrigen Voraussetzungen für die Inanspruch-
nahme dieser Leistungen gegeben sind und im
Hinblick auf die vorliegenden Umstände mit der
Zuerkennung der Pension gerechnet werden
kann. Das Ausmaß der Leistungen der Arbeits-
losenversicherung wird vom Bundesminister für
soziale Verwaltung unter Zugrundelegung der
durchschnittlichen Pensionshöhe bestimmt. (BGBl.
Nr. 179/1974, Art. I Z.6 lit. a und b)
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(2) Hat ein Arbeitsamt einem Arbeitslosen
für einen Zeitraum Leistungen der Arbeitslosen-
versicherung nach Abs. 1 gewährt und wird dem
Arbeitslosen später für diesen Zeitraum eine
Leistung aus dem Grunde der Invalidität, der
Berufsunfähigkeit, der dauernden Erwerbsunfä-
higkeit oder aus einem der Versicherungsfälle des
Alters aus der Pensionsversicherung nach dem All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetz, dem Gewerb-
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz
bzw. dem Bauern-Pensionsversicherungsgesetz zu-
erkannt, so hat der Pensionsversicherungsträger
die Leistungen der Arbeitslosenversicherung, mit
Ausnahme der Krankenversicherungsbeiträge,
rückzuerstatten, jedoch nicht über die Pensions-
leistungen hinaus, die für zurückliegende Zeit-
räume nachzuzahlen sind. Der Pensionsversiche-
rungsträger kann dem Pensionsberechtigten die
Beträge, zu deren Erstattung er verpflichtet ist,
auf die nachzuzahlenden Pensionsbeträge anrech-
nen. (BGBl. Nr. 179/1974, Art. 1 Z. 6 lit. c;
BGBl. Nr. 289/1976, Art. 1 Z. 13 lit. a)

(3) Die Krankenversicherungsbeiträge, die aus
den Mitteln der Arbeitslosenversicherung (§ 42
Abs. 3) für den im Abs. 2 bezeichneten Zeit-
raum geleistet wurden, sind von den Trägern
der gesetzlichen Krankenversicherung im Wege
des Hauptverbandes der österreichischen Sozial-
versicherungsträger zu erstatten, und zwar mit
dem gemäß § 73 Abs. 3 ASVG festgesetzten
Vomhundertsatz von jenen Beträgen, die von
den Pensionsversicherungsträgern gemäß Abs. 2
rückerstattet wurden. (BGBl. Nr. 17/1962, Art. I
Z. 16; BGBL Nr. 289/1976, Art. I Z. 13 lit. b)

(BGBl. Nr. 124/1973, Art. I Z. 10)

Einstellung und Berichtigung des Arbeitslosen-
geldes

§ 24. (1) Wenn eine der Voraussetzungen für
den Anspruch auf Arbeitslosengeld wegfällt, ist
es einzustellen; wenn sich eine für das Ausmaß
des Arbeitslosengeldes maßgebende Vorausset-
zung ändert, ist es neu zu bemessen.

(2) Wenn sich die Zuerkennung oder die Be-
messung des Arbeitslosengeldes nachträglich als
gesetzlich nicht begründet herausstellt, ist die
Zuerkennung zu widerrufen oder die Bemessung
rückwirkend zu berichtigen.

§ 25. (1) Bei Einstellung, Herabsetzung, Wider-
ruf oder Berichtigung einer Leistung ist der Emp-
fänger des Arbeitslosengeldes zum Ersatz des un-
berechtigt Empfangenen zu verpflichten, wenn er
den Bezug durch unwahre Angaben oder durch
Verschweigung maßgebender Tatsachen herbei-
geführt hat oder wenn er erkennen mußte, daß
die Leistung nicht oder nicht in dieser Höhe ge-
bührte. Die Verpflichtung zum Ersatz des emp-
fangenen Arbeitslosengeldes besteht auch dann,

wenn im Falle des § 12 Abs. 8 von der zustän-
digen Behörde entschieden oder durch einen Ver-
gleich vor der zuständigen Behörde festgestellt
wurde, daß das Beschäftigungsverhältnis weiter-
besteht. (BGBl. Nr. 124/1973, Art. I Z. 11; BGBl.
Nr. 289/1976, Art. I Z. 14 lit. a)

(2) Wenn eine dritte Person eine ihr nach
diesem Bundesgesetz obliegende Anzeige vor-
sätzlich oder aus grober Fahrlässigkeit unter-
lassen oder falsche Angaben gemacht und hie-
durch einen unberechtigten Bezug verursacht hat,
kann sie zum Ersatz verpflichtet werden.

(3) Rückforderungen, die gemäß Abs. 1 vor-
geschrieben wurden, können auf die zu erbrin-
genden Leistungen aus der Arbeitslosenversiche-
rung mit der Maßgabe aufgerechnet werden, daß
dem Leistungsbezieher die Hälfte des Leistungs-
bezuges frei bleiben muß. Die Arbeitsämter
können anläßlich der Vorschreibung von Rückfor-
derungen Ratenzahlungen gewähren, wenn auf
Grund der wirtschaftlichen Verhältnisse des
Schuldners die Hereinbringung der Forderung in
einem Betrag nicht möglich ist. Die Höhe der
Raten ist unter Berücksichtigung der wirtschaft-
lichen Verhältnisse des Schuldners festzusetzen.
(BGBl. Nr. 124/1973, Art. I Z. 12; BGBl.
Nr. 289/1976, Art. I Z. 14 lit. b)

A b s c h n i t t 2

Karenzurlaubsgeld

§ 26. (1) Anspruch auf Karenzurlaubsgeld
haben

1. Mütter,
a) die die Anwartschaft erfüllt haben und
b) sich aus Anlaß der Mutterschaft in einem

Karenzurlaub bis zum Höchstausmaß eines
Jahres vom Tag der Geburt des Kindes an
gerechnet •befinden oder deren Dienst(Aus-
bildungs-, Lehr-)verhältnis von ihnen wegen
der bevorstehenden oder erfolgten Entbin-
dung oder vom Dienstgeber gelöst oder
durch Zeitablauf beendet wurde, wenn in-
folge der Entbindung auf Grund des Dienst-
(Ausbildungs-, Lehr-)verhältnisses Anspruch
auf Wochengeld entstanden ist; die Vor-
aussetzung, daß Anspruch auf Wochengeld
entstanden sein muß, entfällt bei Müttern,
die während der Schutzfrist gemäß §§ 3
und 5 des Mutterschutzgesetzes, BGBl.
Nr. 76/1957, keinen Anspruch auf Wochen-
geld haben, weil die diesbezüglichen kran-
kenversicherungsrechtlichen Vorschriften
einen solchen Anspruch nicht vorsehen,
bzw. bei Müttern, denen nur deswegen kein
Anspruch auf Wochengeld entstanden ist,
weil sie sich zu dem Zeitpunkt, in dem
Anspruch auf Wochengeld entstanden wäre,
in Anstaltspflege befunden haben und

354
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c) deren neugeborenes Kind mit ihnen im
selben Haushalt lebt und von ihnen über-
wiegend selbst gepflegt wird, wobei diese
Voraussetzungen nicht erforderlich sind,
solange sich das Kind in einer Kranken-
anstalt in Pflege befindet;

2. Mütter,
a) die Wochengeld aus der Krankenversiche-

rung Arbeitsloser beziehen, nach Erschöp-
fung ihres Anspruches auf Wochengeld, so-
fern die Voraussetzungen der Z. 1 lit. c ge-
geben sind, oder

b) die Wochengeld aus der Krankenversiche-
rung auf Grund des Bezuges von Sonder-
unterstützung gemäß §§ 26 und 27 des
Mutierschutzgesetzes beziehen, nach Er-
schöpfung ihres Anspruches auf Wochen-
geld, sofern die Voraussetzungen der Z. 1
lit. a und c gegeben sind, oder

c) denen nur deswegen kein Anspruch auf
Wochengeld aus der Krankenversicherung
Arbeitsloser entstanden ist, weil sie sich zu
dem Zeitpunkt, in dem Anspruch auf
Wochengeld entstanden wäre, in Anstalts-
pflege befunden haben, sofern die Voraus-
setzungen der Z. 1 lit. c gegeben sind;

3. Frauen, die allein oder mit ihrem Ehegatten
ein Kind, welches das erste Lebensjahr noch nicht
vollendet hat, an Kindes Statt angenommen oder
in der Absicht, dieses Kind an Kindes Statt an-
zunehmen, in unentgeltliche Pflege genommen
haben, die Anwartschaft erfüllen, mit dem Kind
im selben Haushalt leben und dieses überwiegend
selbst pflegen; im übrigen gelten die Abs. 2 bis
4 und die §§ 27 bis 32 sinngemäß.

(2) Bei der Beurteilung der Frage, ob die An-
wartschaft erfüllt ist, sind § 14 Abs. 1 und 2 so-
wie § 15 sinngemäß anzuwenden. Handelt es sich
jedoch um Mütter, die vor Vollendung des
20. Lebensjahres entbunden haben und im Zu-
sammenhang mit dieser Entbindung Karenzur-
laubsgeld beantragen, sind auch bei der erst-
maligen Inanspruchnahme des Karenzurlaubs-
geldes § 14 Abs. 2 und § 15 sinngemäß anzu-
wenden. Auf die Anwartschaft von Karenzur-
laubsgeld sind die in § 14 Abs. 4 lit. a, c, d und e
angeführten Zeiten, krankenversicherungspflich-
tige Lehrzeiten und krankenversicherungspflich-
tige Ausbildungszeiten an inländischen Kranken-
pflegeschulen, medizinisch-technischen Schulen
und Schulen für den medizinisch-technischen Fach-
dienst im Sinne des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 102/1961 sowie an inländischen Hebammen-
lehranstalten anzurechnen. Alle diese Zeiten
dürfen bei der Ermittlung der Anwartschaft nur
einmal berücksichtigt werden.

(3) Keinen Anspruch auf Karenzurlaubsgeld
haben Mütter, die

a) in einem Dienstverhältnis stehen;

b) selbständig erwerbstätig sind;
c) Anspruch auf Geldleistungen an öffentlich

Bedienstete während des Karenzurlaubes
aus Anlaß der Mutterschaft nach den Be-
stimmungen des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 395/1974 oder gleichartige Leistungen
auf Grund landesgesetzlicher Vorschriften
haben;

d) ohne in einem Dienstverhältnis zu stehen,
im Betrieb des Ehegatten, der Eltern oder
Kinder tätig sind.

(4) Anspruch auf Karenzurlaubsgeld haben je-
doch bei Erfüllung der sonstigen Voraussetzungen
Mütter, die

a) aus einer oder mehreren Beschäftigungen
ein Entgelt erzielen, daß die im § 5 Abs. 2
lit. a bis c des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes angeführten Beträge nicht
übersteigt;

b) eine nebenberufliche Beschäftigung als
Hausbesorger im Sinne des Hausbesorger-
gesetzes, BGBl. Nr. 16/1970, ausüben;

c) einen land(forst)wirtschaftlichen Betrieb be-
wirtschaften, dessen nach den jeweils gel-
tenden gesetzlichen Vorschriften festge-
stellter Einheitswert 44000 S nicht über-
steigt;

d) auf andere Art selbständig erwerbstätig sind
und daraus ein Einkommen erzielen, das
die im § 5 Abs. 2 lit. a bis c des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes ange-
führten Beträge nicht übersteigt.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. 1 Z. 15)

§ 27. (1) Verheiratete Mütter erhalten ein Ka-
renzurlaubsgeld von 2 487 S (einschließlich 30 S
Wohnungsbeihilfe) monatlich.

(2) Alleinstehende Mütter erhalten ein Karenz-
urlaubsgeld von 3 716 S (einschließlich 30 S Woh-
nungsbeihilfe) monatlich.

(3) Verheiratete Mütter, deren Ehegatte jedoch
kein oder nur ein Einkommen erzielt, das bei
Anwendung des § 6 Abs. 3 erster Satz und Abs. 5
erster Satz der Verordnung des Bundesministers
für soziale Verwaltung vom 10. Juli 1973, BGBl.
Nr. 352, betreffend Richtlinien für die Gewäh-
rung der Notstandshilfe (Notstandshilfeverord-
nung) unberücksichtigt zu bleiben hätte (Freibe-
trag), oder deren Ehegatte erwiesenermaßen für
den Unterhalt des Kindes nicht sorgt, erhalten
ein Karenzurlaubsgeld von 3 716 S (einschließlich
30 S Wohnungsbeihilfe) monatlich. Ein den vor-
genannten Freibetrag übersteigendes Einkommen
des Ehegatten ist auf den Unterschiedsbetrag
zwischen 2 487 S und 3 716 S monatlich anzu-
rechnen.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 15)

§ 28. Zum Karenzurlaubsgeld gebühren Fami-
lienzuschläge für die im § 20 Abs. 2 angeführten
zuschlagsberechtigten Personen, ausgenommen
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für das neugeborene Kind, sofern die Mutter zum
Unterhalt dieser Personen tatsächlich wesentlich
beiträgt. Im übrigen ist § 20 Abs. 2 bis 4 sinn-
gemäß anzuwenden. Bei Mehrlingsgeburten ge-
bührt für das zweite und jedes weitere Kind je
ein Familienzuschlag.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 15)

§ 29. § 16 lit. a bis g (Ruhen des Arbeitslosen-
geldes) sowie §§ 24 und 25 (Einstellung und Be-
richtigung des Arbeitslosengeldes) sind sinngemäß
anzuwenden.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. 1 Z. 15)

§ 30. Das Karenzurlaubsgeld wird auf vor-
herigen Antrag der Mutter mit Beginn des Ka-
renzurlaubes, im Fall einer Auflösung des Dienst-
verhältnisses gemäß § 26 Abs. 1 Z. 1 lit. b mit
dem der Auflösung folgenden Tag, frühestens je-
doch im unmittelbaren Anschluß an den Wochen-
geldbezug, in den Fällen des § 26 Abs. 1 Z. 2
lit. a und b im unmittelbaren Anschluß an den
Wochengeldbezug, im Falle des § 26 Abs. 1 Z. 2
lit. c frühestens im Anschluß an die Anstaltspflege,
im Falle des § 26 Abs. 1 Z. 3 frühestens ab dem
Tag, an dem das Kind in unentgeltliche Pflege
genommen wird, gewährt. Wird der Antrag erst
später gestellt, so gebührt das Karenzurlaubsgeld
rückwirkend bis zu einem Höchstausmaß von
einem Monat.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 15)

§ 31. Das Karenzurlaubsgeld wird im Falle der
Gewährung eines Karenzurlaubes für die Dauer
dieses Urlaubes gewährt, in diesem und in allen
anderen Fällen jedoch nur bis zum Höchstausmaß
eines Jahres vom Tag der Geburt des Kindes an
gerechnet.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 15)

§ 32. Die im § 27 angeführten Beträge sind
mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden Jahres
mit der Richtzahl dieses Kalenderjahres
(§ 108 a ASVG) zu vervielfachen. Die verviel-
fachten Beträge sind auf volle Schillingbeträge
zu runden; hiebei sind Beträge unter 50 Groschen
zu vernachlässigen und Beträge von 50 Groschen
und mehr auf einen Schilling zu ergänzen.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. 1 Z. 15)

A b s c h n i t t 3

Notstandshilfe
Voraussetzungen des Anspruches

§ 33. (1) Arbeitslosen, die den Anspruch auf
Arbeitslosengeld oder Karenzurlaubsgeld er-
schöpft haben, kann auf Antrag Notstandshilfe
gewährt werden.

(2) Voraussetzung für die Gewährung der Not-
standshilfe ist, daß der Arbeitslose

a) die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt,

b) arbeitsfähig und arbeitswillig ist und

c) sich in Notlage befindet.

(3) Von dem Erfordernis der österreichischen
Staatsbürgerschaft wird bei Personen abgesehen,
die sich seit 1. Jänner 1930 ununterbrochen im
Bereich des gegenwärtigen Staatsgebietes der Re-
publik Österreich aufhalten; das gleiche gilt für
Personen, die nach diesem Zeitpunkt im Bereich
des gegenwärtigen Staatsgebietes der Republik
geboren sind und sich in diesem Gebiet seither
ununterbrochen aufhalten.

(4) Notlage liegt vor, wenn dem Arbeitslosen
die Befriedigung der notwendigen Lebensbedürf-
nisse unmöglich ist.

(5) Notstandshilfe kann nur gewährt werden,
wenn sich der Arbeitslose innerhalb dreier Jahre
nach Erschöpfung des Anspruches auf Arbeits-
losengeld oder Karenzurlaubsgeld um die Not-
standshilfe bewirbt.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 16)

§ 34. (1) Wenn die Lage auf dem Arbeitsmarkt
für bestimmte Gruppen von Arbeitslosen oder
für bestimmte Gebiete andauernd günstig ist,
kann der Bundesminister für soziale Verwaltung
nach Anhörung der gesetzlichen Interessenvertre-
tungen der Dienstgeber und der Dienstnehmer
für solche Gruppen von Arbeitslosen oder für
solche Gebiete die Gewährung der Notstandshilfe
ausschließen.

(2) Der Bundesminister für soziale Verwaltung
kann die Gewährung der Notstandshilfe an ar-
beitslose Angehörige eines anderen Staates zu-
lassen, wenn dieser Staat eine der österreichischen
Notstandshilfe gleichwertige Einrichtung besitzt,
die auf österreichische Staatsbürger in gleicher
Weise wie auf eigene Staatsangehörige angewendet
wird.

(3) Der Bundesminister für soziale Verwaltung
kann nach Anhörung der gesetzlichen Interessen-
vertretungen der Dienstgeber und der Dienstneh-
mer die Gewährung der Notstandshilfe an Ar-
beitslose, die nicht die österreichische Staatsbür-
gerschaft besitzen und die nicht auf Grund einer
Verfügung nach Abs. 2 zur Notstandshilfe zu-
gelassen sind, unter der Voraussetzung zulassen,
daß die Arbeitslosen innerhalb der letzten fünf
Jahre, gerechnet vom Tag der Geltendmachung
des Anspruches auf Notstandshilfe, in Österreich
mindestens 156 Wochen arbeitslosenversicherungs-
pflichtig beschäftigt waren; bei der Ermittlung
des Zeitraumes von fünf Jahren bleiben Zeiten
des Bezuges von Arbeitslosengeld (Notstandshilfe)
außer Betracht. Die Zulassung kann für eine be-
stimmte Zeit und für bestimmte Gruppen von
Arbeitslosen ausgesprochen werden.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 16)
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Dauer und Ausmaß

§ 35. Die Notstandshilfe wird jeweils für einen
bestimmten, jedoch 26 Wochen nicht übersteigen-
den Zeitraum gewährt.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. 1 Z. 16)

§ 36. (1) Der Bundesminister für soziale Ver-
waltung erläßt nach Anhörung der gesetzlichen
Interessenvertretungen der Dienstgeber und der
Dienstnehmer Richtlinien über das Ausmaß der
Notstandshilfe. In diesen Richtlinien kann das
Ausmaß insbesondere nach Gebieten unter Berück-
sichtigung der Lebenshaltungskosten und nach
dem Alter der Arbeitslosen abgestuft werden. Die
Notstandshilfe darf jedoch mit keinem höheren
Betrag als dem des Arbeitslosengeldes festge-
setzt werden und unbeschadet der Bestimmungen
des Abs. 2 reicht unter 75 v. H. des Arbeitslosen-
geldes sinken.

(2) In den nach Abs. 1 zu erlassenden Richt-
linien sind auch die näheren Voraussetzungen im
Sinne des § 33 Abs. 4 festzulegen, unter denen.
Notlage als gegeben anzusehen ist. Bei Beurteilung
der Notlage sind die gesamten wirtschaftlichen
Verhältnisse des Arbeitslosen selbst sowie der An-
gehörigen des Arbeitslosen zu berücksichtigen, die
zur gesetzlichen Unterhaltsleistung verpflichtet
sind, wobei Lebensgefährten, Wahleltern, Stief-
eltern, Wahlkinder und Stiefkinder den unter-
haltspflichtigen Angehörigen gleichgehalten wer-
den; im allgemeinen ist nur das Einkommen der
im gemeinsamen Haushalt mit dem Arbeitslosen
lebenden Angehörigen heranzuziehen. Weiters
sind unter Beachtung der vorstehenden Grund-
sätze Bestimmungen darüber zu treffen, inwieweit
für den Fall, daß das der Beurteilung zugrunde
liegende Einkommen nicht ausreicht, um die Be-
friedigung der notwendigen Lebensbedürfnisse des
Arbeitslosen sicherzustellen, Notstandshilfe unter
Anrechnung des Einkommens mit einem Teilbe-
trag gewährt werden kann.

(3) Im einzelnen ist bei der Erlassung der
Richtlinien folgendes zu beachten:

A. B e r ü c k s i c h t i g u n g des E i n k o m -
m e n s d e s A r b e i t s l o s e n :

a) Leistungen der allgemeinen Sozialhilfe, der
freien Wohlfahrtspflege sowie Gewerk-
schaftsunterstützungen und Gnadenpensio-
nen privater Dienstgeber sind bei der Be-
urteilung der Notlage außer Betracht zu
lassen.

b) Renten (Pensionen) und Zulagen zu Renten
(Pensionen) können zur Gänze oder teil-
weise von der Anrechnung auf die Not-
standshilfe ausgenommen werden, wenn sie
vor allem zur Bestreitung besonderer
Aufwendungen des Renten(Pensions)emp-
fängers bestimmt sind.

c) Das sonstige Einkommen des Arbeitslosen
ist nach Abzug des zur Erzielung des

Einkommens notwendigen Aufwandes auf
die Notstandshilfe anzurechnen.

d) Bei der Ermittlung des Einkommens aus
einem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb
ist § 85 Abs. 5 bis 7 und Abs. 10
des Bauern-Pensionsversicherungsgesetzes,
BGBl. Nr. 28/1970, in der jeweils gelten-
den Fassung, sinngemäß anzuwenden.

e) Beim Bezug einer Leistung aus einem
der Versicherungsfälle des Alters aus der
Pensionsversicherung nach dem Allgemei-
nen Sozialversicherungsgesetz, dem Ge-
werblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetz bzw. dem Bauern-Pensionsver-
sicherungsgesetz und beim Bezug eines
Ruhegenusses aus einem Dienstverhältnis
zu einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft
ist Notlage nicht anzunehmen.

B. B e r ü c k s i c h t i g u n g d e s E i n k o m -
m e n s d e r A n g e h ö r i g e n d e s Ar-

b e i t s l o s e n :
a) Vom Einkommen der Angehörigen und

gleichgehaltenen Personen (Abs. 2) ist bei
der Anrechnung ein zur Bestreitung des
Lebensunterhaltes notwendiger Betrag
(Freibetrag) freizulassen. Dieser Freibe-
trag kann nach der Höhe des Einkommens,
der Größe der Familie, dem Lebensalter
und nach dem Angehörigkeitsverhältnis
verschieden bemessen werden.

b) Bei der Ermittlung des Einkommens aus
einem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb
ist § 85 Abs. 5 bis 7 und Abs. 10 des
Bauern-Pensionsversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 28/1970, in der jeweils geltenden Fas-
sung, sinngemäß anzuwenden.

c) Steht der Ehegatte (Lebensgefährte) einer
Arbeitslosen im Vollverdienst oder ist er
selbständig erwerbstätig oder hat er ein
zur Befriedigung der notwendigen Lebens-
bedürfnisse hinreichendes Kapitaleinkom-
men, so ist Notlage nicht anzunehmen,
es sei denn, daß besonders berücksichti-
gungswürdige Umstände vorliegen, wie
z. B. größere Kinderzahl, Krankheit in
der Familie, geringer Verdienst trotz Voll-
arbeit.

(4) Wird Einkommen auf die Notstands-
hilfe angerechnet, so ist der Betrag der frei-
bleibenden Notstandshilfe auf volle Schilling-
beträge zu runden; hiebei sind Beträge unter
50 Groschen zu vernachlässigen und Beträge
von 50 Groschen und mehr auf einen Schilling
zu ergänzen.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. 1 Z. 16)

Fortbezug der Notstandshilfe

§ 57. Wenn der Arbeitslose den Bezug der
Notstandshilfe unterbricht, kann ihm innerhalb
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von drei Jahren, gerechnet vom Tag des letzten
Bezuges der Notstandshilfe, der Forcbezug der
Notstandshilfe gewährt werden, sofern er die
sonstigen Bedingungen für die Gewährung der
Notstandshilfe erfüllt.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. 1 Z. 16)

Allgemeine Bestimmungen

§ 38. Soweit in diesem Abschnitt nichts anderes
bestimmt ist, sind auf die Notstandshilfe die Be-
stimmungen des Abschnittes 1 sinngemäß anzu-
wenden.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. 1 Z. 16)

A b s c h n i t t 4

Sondernotstandshilfe für alleinstehende Mütter

§ 39. (1) Alleinstehenden Müttern, die wegen
Betreuung ihres Kindes, dessen Geburt Anlaß
für die Gewährung des Karenzurlaubsgeldes war,
keine Beschäftigung annehmen können, weil er-
wiesenermaßen für dieses Kind keine Unterbrin-
gungsmöglichkeit besteht, ist bis zur Vollendung
des dritten Lebensjahres dieses Kindes Notstands-
hilfe zu gewähren, sofern der Anspruch auf Ka-
renzurlaubsgeld erschöpft ist und, mit Ausnahme
der Arbeitswilligkeit, die übrigen Voraussetzun-
gen für die Gewährung der Notstandshilfe erfüllt
werden.

(2) Im übrigen sind die Bestimmungen über
die Notstandshilfe sinngemäß anzuwenden.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. 1 2. 17)

A b s c h n i t t 5

Krankenversicherung der Leistungsbezieher

§ 40. Die Bezieher von Leistungen nach diesem
Bundesgesetz sind während des Leistungsbezuges
bei der Gebietskrankenkasse ihres Wohnortes
krankenversichert. Für diese Versicherung gelten
die Vorschriften des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes über die gesetzliche Krankenver-
sicherung für Pflichtversicherte, soweit sich nicht
aus den folgenden Bestimmungen Abweichendes
ergibt.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. 1 2. 18)

§ 41. (1) Das Krankengeld gebührt in der
Höhe des letzten Leistungsbezuges nach diesem
Bundesgesetz. Als Wochengeld gebührt ein Betrag
in der Höhe des um 80 v. H. erhöhten Leistungs-
bezuges nach diesem Bundesgesetz.

(2) Wenn Ansprüche auf Leistungen der Kran-
kenversicherung davon abhängen, ob der Lei-
stungsbezieher seinen Angehörigen aus seinem
Entgelt Unterhalt geleistet hat, gelten die Lei-
stungen nach diesem Bundesgesetz als Entgelt.

(3) Leistungsbeziehern, die während des Be-
zuges von Leistungen nach diesem Bundesgesetz

erkranken, gebührt, wenn sie auf Grund der für
die Krankenversicherung maßgebenden Bestim-
mungen in den ersten drei Tagen der Erkrankung
kein Krankengeld erhalten, für diese Zeit die
bisher bezogene Leistung. Ebenso gebührt Lei-
stungsbeziehern, die sich während der ersten drei
Tage der Krankheit in Anstaltspflege befinden und
für zuschlagsberechtigte Angehörige zu sorgen
haben, wenn sie während des Bezuges von Lei-
stungen nach diesem Bundesgesetz erkranken und
auf Grund der für die Krankenversicherung maß-
gebenden Bestimmungen in den ersten drei Tagen
der Erkrankung kein Familiengeld erhalten, für
diese Zeit die bisher bezogene Leistung.

(4) Der Bund ersetzt den Trägern der Kranken-
versicherung 50 v. H. des Aufwandes für das
Wochengeld.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 18)

§ 42. (1) Der Beitrag zur Krankenversicherung
ist mit dem gleichen Hundertsatz der Beitrags-
grundlage zu bemessen, wie er bei dem in Be-
tracht kommenden Träger der Krankenversiche-
rung für Dienstnehmer festgesetzt ist, die der
Pensionsversicherung der Arbeiter zugehören.

(2) Als Beitragsgrundlage gilt der doppelte Be-
trag der bezogenen Leistung nach diesem Bun-
desgesetz.

(3) Die Beiträge zur Krankenversicherung wer-
den aus den Mitteln der Arbeitslosenversicherung
bestritten.

(4) Meldungen, die nach den Vorschriften der
gesetzlichen Krankenversicherung dem Dienstge-
ber obliegen, hat das Arbeitsamt zu erstatten.
Der Bundesminister für soziale Verwaltung kann
durch Verordnung Bestimmungen über die Ver-
einfachung des Meldewesens und über die Art der
Entrichtung der Beiträge erlassen.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. 1 Z. 18)

§ 43. (1) Die Bestimmungen über die Kranken-
versicherung beim Ausscheiden aus einer durch
eine Beschäftigung begründeten Pflichtversiche-
rung und anschließender Erwerbslosigkeit sind
auf Leistungsbezieher, die aus dem Bezug von
Leistungen nach diesem Bundesgesetz ausscheiden,
anzuwenden; der Anspruch des aus dem Lei-
stungsbezug ausgeschiedenen Leistungsbeziehers
auf die Pflichtleistungen der Krankenversicherun-
gen durch eine Weiterversicherung im Sinne des
Abs. 2 bleibt unberührt.

(2) Leistungsbezieher, die vor dem Beginn des
Leistungsbezuges krankenversichert waren und
aus dem Leistungsbezug nach diesem Bundesgesetz
ausscheiden, können die frühere Krankenversiche-
rung freiwillig fortsetzen. Hiefür gelten die Be-
stimmungen des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes über die Weiterversicherung in der Kran-
kenversicherung mit der Maßgabe, daß die Frist
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zur Geltendmachung des Rechtes auf Weiterver-
sicherung erst mit dem Tage nach dem Aus-
scheiden aus dem Leistungsbezug nach diesem Bun-
desgesetz bzw. im Falle der Ablehnung des Lei-
stungsantrages ab dem der Zustellung des Be-
scheides folgenden Tag beginnt. Die Weiterver-
sicherung in der Krankenversicherung beginnt
gleichfalls mit dem der Zustellung des Bescheides
folgenden Tag.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 18)

ARTIKEL III

Verfahren

Zuständigkeit

§ 44. Die Zuständigkeit der Arbeitsämter und
Landesarbeitsämter richtet sich, soweit in diesem
Bundesgesetz nichts anderes bestimmt wird, in
Angelegenheiten, die den Dienstgeber berühren,
nach dem Sitz des Betriebes, in Angelegenheiten,
die den Dienstnehmer berühren, nach dessen
Wohnsitz, mangels eines solchen nach dessen
gewöhnlichem Aufenthaltsort.

§ 45. Streitigkeiten über die Arbeitslosenver-
sicherungspflicht oder über Beiträge zur Arbeits-
losenversicherung sind in dem für die gesetzliche
Krankenversicherung geltenden Verfahren zu
entscheiden. In diesem Verfahren kommt den
Landesarbeitsämtern Parteistellung zu.

Geltendmachung des Anspruches auf Arbeits-
losengeld

§ 46. (1) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld
ist vom Arbeitslosen persönlich bei dem nach
seinem Wohnort zuständigen Arbeitsamt geltend
zu machen. Für die Geltendmachung des An-
spruches ist das hiefür bundeseinheitlich auf-
gelegte Antragsformular zu verwenden. Der An-
spruch gilt erst dann als geltend gemacht, wenn
das Antragsformular innerhalb der vom Arbeits-
amt festgesetzten Frist beim Arbeitsamt persön-
lich abgegeben wurde. Hat der Arbeitslose die
vom Arbeitsamt festgesetzte Frist zur Abgabe des
Antrages ohne triftigen Grund versäumt, so ist
der Anspruch erst ab dem Tag zu beurteilen, an
dem der Antrag beim Arbeitsamt abgegeben
wurde. Über die Abgabe des Antrages ist dem
Antragsteller eine Bestätigung auszustellen.
(BGBl. Nr. 124/1973, Art. I Z. 15)

(2) Das Landesarbeitsamt kann auch andere
Stellen bezeichnen, bei denen der Arbeitslose
den Anspruch geltend machen kann.

(3) Der Arbeitslose hat seinen Anspruch beim
Arbeitsamt nachzuweisen. Er hat eine Bestätigung
des Dienstgebers über die Dauer und Art des
Dienstverhältnisses, über die Höhe des Entgeltes
und über die Art der Lösung des Dienstverhält-
nisses beizubringen. Der Dienstgeber ist zur Aus-

stellung dieser Bestätigung verpflichtet. Die nähe-
ren Bestimmungen hierüber erläßt der Bundes-
minister für soziale Verwaltung durch Verord-
nung. Wenn das Arbeitsamt dem Arbeitslosen
keine zumutbare Arbeit vermitteln kann, hat es
über den Anspruch zu entscheiden. (BGBl.
Nr. 289/1976, Art. 1 Z. 20)

§ 47. (1) Wird der Anspruch auf Arbeitslosen-
geld, Karenzurlaubsgeld bzw. Notstandshilfe an-
erkannt, so ist dem Leistungsbezieher eine Mit-
teilung auszustellen, aus der insbesondere Beginn,
Ende und Höhe des Leistungsanspruches hervor-
gehen. Wird der Anspruch nicht anerkannt, so ist
darüber dem Antragsteller ein schriftlicher Be-
scheid auszufolgen. Ausfertigungen, die in Loch-
kartentechnik oder in einem ähnlichen Verfahren
hergestellt werden, bedürfen weder einer Unter-
schrift noch einer Beglaubigung. (BGBl. Nr. 179!
1974, Art. I Z. 15)

(2) Personen, die Kontrollmeldungen einzu-
halten haben, ist vom Arbeitsamt eine Melde-
karte auszustellen, in der insbesondere die Zahl,
die Zeit und der Ort der einzuhaltenden Kon-
trollmeldungen anzugeben sowie die eingehal-
tenen Kontrollmeldungen zu bestätigen sind.

(BGBl. Nr. 124/1973, Art. 1 Z. 16)

§ 48. (1) Wenn in Fällen von Streik oder Aus-
sperrung im Sinne des § 13 die Frage strittig ist,
ob die Arbeitslosigkeit die Folge eines durch
Streik oder Aussperrung verursachten Betriebs-
stillstandes ist, entscheidet über diese Frage die zu-
ständige Verwaltungskommission des Landesar-
beitsamtes. Gegen die Entscheidung der Verwal-
tungskommission ist binnen zwei Wochen die Be-
rufung an den Bundesminister für soziale Ver-
waltung zulässig.

(2) Die Entscheidung nach Abs. 1 ist vom Ar-
beitsamt seiner Entscheidung über den Leistungs-
anspruch zugrunde zu legen. (BGBl. Nr. 289/
1976, Art. 1 Z. 21)

Kontrollmeldungen

§ 49. (1) Zur Sicherung des Anspruches auf den
Bezug von Arbeitslosengeld bzw. Notstandshilfe
hat sich der Arbeitslose monatlich mindestens ein-
mal bei dem nach seinem Wohnort zuständigen
Arbeitsamt unter Vorweisung der Meldekarte
persönlich zu melden. Je nach der Situation auf
dem Arbeitsmarkt kann das Arbeitsamt die Ein-
haltung von Kontrollmeldungen gänzlich nach-
sehen, die Zahl der einzuhaltenden Kontrollmel-
dungen herabsetzen oder öftere Kontrollmeldun-
gen vorschreiben. Die näheren Bestimmungen
über die Kontrollmeldungen trifft das Landes-
arbeitsamt. Das Landesarbeitsamt kann auch an-
dere Stellen als Meldestellen bezeichnen.

(2) Ein Arbeitsloser, der trotz Belehrung über
die Rechtsfolgen eine Kontrollmeldung unterläßt,
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ohne sich mit triftigen Gründen zu entschuldigen,
verliert für die Dauer von sieben Tagen, gerech-
net vom Tage der versäumten Kontrollmeldung
an, den Anspruch auf das Arbeitslosengeld bzw.
auf die Notstandshilfe.

(BGBl. Nr. 124/1973, Art. I Z. 17)

Anzeigen

§ 50. (1) Wer Arbeitslosengeld bezieht, ist ver-
pflichtet, den Eintritt in ein Arbeitsverhältnis,
jede, andere für das Fortbestehen und das Aus-
maß seines Anspruches maßgebende Änderung
seiner wirtschaftlichen Verhältnisse sowie jede
Wohnungsänderung dem Arbeitsamt ohne Ver-
zug, spätestens jedoch binnen einer Woche seit
dem Eintritt des Ereignisses, anzuzeigen.

(2) Das Arbeitsamt ist berechtigt, das Vorliegen
der Anspruchsvoraussetzungen durch zweckdien-
liche Erhebungen zu überprüfen.

(BGBl. Nr. 124/1973, Art. I Z. 18)

Auszahlung der Leistungen

§ 51. (1) Das Arbeitslosengeld wird durch die
Arbeitsämter oder durch andere geeignete Kassen
der öffentlichen Verwaltung, die vom Bundes-
minister für soziale Verwaltung im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen zu
Zahlstellen bestellt werden, ausgezahlt.

(2) Die Auszahlung des Arbeitslosengeldes, des
Karenzurlaubsgeldes und der Notstandshilfe er-
folgt jeweils an einem bestimmten Tag im Monat
für einen Monat bar im nachhinein über die
Österreichische Postsparkasse. In besonders be-
rücksichtigungswürdigen Fällen kann das Arbeits-
amt eine Sonder(Zwischen)auszahlung veranlas-
sen. Auf Antrag des Leistungbeziehers können
die Geldleistungen an Stelle der Barzahlung auf
ein Scheckkonto des Leistungsbeziehers bei der
Österreichischen Postsparkasse oder auf ein Giro-
konto des Leistungsbeziehers bei einer anderen
inländischen Kreditunternehmung überwiesen
werden. Auszahlungen im Überweisungsverkehr
sind nur zulässig, wenn sichergestellt ist, daß die
Auszahlung der Leistungen ordnungsgemäß er-
folgt und zweckentsprechende Vorsorge gegen
mißbräuchliche Bezüge getroffen wurde. (BGBl.
Nr. 124/1973, Art. 1 Z. 19)

§ 52. Alle Zahlungen sind auf volle Schilling-
beträge zu runden. Hiebei sind Beträge unter
50 Groschen zu vernachlässigen und Beträge von
50 Groschen und mehr auf einen vollen Schilling
zu ergänzen.

(BGBl. Nr. 124/1973, Art. I Z. 20)

§ 53. (1). Solange ein zuschlagsberechtigter An-
gehöriger nicht in die häusliche Gemeinschaft des
Arbeitslosen aufgenommen wird oder wenn ein

Arbeitsloser seiner gesetzlichen Unterhaltspflicht
gegenüber einem zuschlagsberechtigten Angehö-
rigen nicht nachkommt, kann das Arbeitsamt
anordnen, daß ein angemessener Teil des Arbeits-
losengeldes dem Angehörigen oder der Person,
Anstalt oder Behörde ausgezahlt wird, in deren
Obhut er sich befindet.

(2) Ist der Bezugsberechtigte handlungsunfähig,
so ist die Leistung dessen gesetzlichem Vertreter
oder dessen Bevollmächtigtem zur Verwendung
für den Bezugsberechtigten auszuzahlen.

(3) Ist der Bezugsberechtigte trunksüchtig oder
rauschgiftsüchtig, so kann die Leistung verläß-
lichen Familienangehörigen oder der Aufenthalts-
gemeinde zur Verwendung für den Bezugsberech-
tigten ausgezahlt werden.

§ 54. Die näheren Bestimmungen über die Aus-
zahlung des Arbeitslosengeldes werden durch
Verordnung des Bundesministers für soziale Ver-
waltung im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Finanzen erlassen.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 22)

Mitwirkung der Gemeinden

§ 55. (1) Die Gemeinden sind auf Verlangen
des Landesarbeitsamtes verpflichtet, bei der Gel-
tendmachung des Anpruches, bei der Kontroll-
meldung und bei der Auszahlung des Arbeits-
losengeldes mitzuwirken.

(2) Den Gemeinden kann der ihnen aus der
Mitwirkung nach Abs. 1 erwachsende Verwal-
tungsmehraufwand vergütet werden. Das gleiche
gilt, wenn Gemeinden zu Zahlstellen im Sinne
des § 51 Abs. 1 bestellt werden. Das Ausmaß der
Vergütung bestimmt der Bundesminister für
soziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen.

Rechtsmittel

§ 56. (1) Gegen Bescheide des Arbeitsamtes in
Angelegenheiten des Arbeitslosengeldes ist die
Berufung an das Landesarbeitsamt zulässig. Gegen
die Entscheidung des Landesarbeitsamtes ist eine
weitere Berufung unzulässig.

(2) Die Berufung gemäß Abs. 1 hat keine auf-
schiebende Wirkung. (BGBl. Nr. 92/1959, Art. 6
lit. a)

(3) Das Landesarbeitsamt trifft die Entschei-
dung in einem Unterausschuß der zuständigen
Verwaltungskömmission.

§ 57. Bescheide der Arbeitsämter und der Lan-
desarbeitsämter, die zu diesem Bundesgesetz oder
zu einer auf Grund dieses Bundesgesetzes er-
lassenen Verordnung im Widerspruch stehen oder
mit denen ein dem Sinne dieses Bundesgesetzes
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widersprechender Ermessensakt gesetzt wurde,
leiden an einem mit Nichtigkeit bedrohten Feh-
ler (§ 68 Abs. 4 lit. d des AVG 1950).

(BGBl. Nr. 92/1959, Art. 6 lit b)

Verfahren in Angelegenheiten des Karenzurlaubs-
geldes, der Notstandshilfe und der Sondernot-

standshilfe

§ 58. Auf das Verfahren in Angelegenheiten
des Karenzurlaubsgeldes ist dieser Artikel mit
Ausnahme der §§ 48 und 49 sinngemäß anzu-
wenden.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 24 lit. a und b)

§ 59. Auf das Verfahren in Angelegenheiten
der Notstandshilfe und der Sondernotstandshilfe
ist dieser Artikel sinngemäß anzuwenden.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. 1 Z. 24 lit. c)

ARTIKEL IV

Finanzielle Bestimmungen

Deckung des Aufwandes

§ 60. (1) Der Leistungs- und Verwaltungsauf-
wand nach den Bestimmungen

a) dieses Bundesgesetzes,

b) des Bundesgesetzes vom 30. Novem-
ber 1973, BGBl. Nr. 642, über die Gewäh-
rung einer Sonderunterstützung an Perso-
nen, die in bestimmten, von Betriebsein-
schränkung oder Betriebsstillegung betrof-
fenen Betrieben beschäftigt waren, in der
geltenden Fassung, (BGBl. Nr. 642/1973,

Art. III Z. 1)
c) des Bundesgesetzes vom 12. Dezem-

ber 1968, BGBl. Nr. 31/1969, Arbeits-
marktförderungsgesetz in der geltenden
Fassung und

d) des § 12 Abs. 3 des Bauarbeiter-Schlecht-
wetterentschädigungsgesetzes 1957, BGBl.
Nr. 129, in der geltenden Fassung

wird vorschußweise vom Bund bestritten.

(2) Der Aufwand gemäß Abs. 1 wird durch
nachstehende Einnahmen gedeckt:

a) durch Beiträge der Dienstgeber und der
Versicherten (Arbeitslosenversicherungsbei-
trag),

b) durch einen Beitrag aus Mitteln des Aus-
gleichsfonds für Familienbeihilfen zum
Karenzurlaubsgeld in Höhe von 25 v. H.
des Gesamtaufwandes (Barleistung, ein-
schließlich der hierauf entfallenden Kran-
kenversicherungsbeiträge) für Karenzur-
laubsgeld, (BGBl. Nr. 179/1974, Art. 1
Z. 16)

c) durch einen Beitrag des Bundes zur Not-
standshilfe einschließlich der hierauf ent-

fallenden Krankenversicherungsbeiträge
nach Maßgabe des Abs. 3, (BGBl. Nr. 289/
1976, Art. 1 Z. 25)

d) durch einen Beitrag des Bundes zu den
Kosten, die sich aus der Durchführung des
Bundesgesetzes vom 30. November 1973,
BGBl. Nr. 642, über die Gewährung einer
Sonderunterstützung an Personen, die in
bestimmten, von Betriebseinschränkung
oder Betriebsstillegung betroffenen Be-
trieben beschäftigt waren, ergeben, nach
Maßgabe des § 12 des Sonderunterstüt-
zungsgesetzes, (BGBl. Nr. 642/1973,
Art. III Z. 2)

e) durch einen Beitrag des Bundes zum Ver-
waltungsaufwand der Landesarbeitsämter
und Arbeitsämter gemäß § 51 Abs. 3 des
Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BGBl.
Nr. 31/1969,

f) durch Beiträge, die gemäß § 12 Abs. 3
des Bundesgesetzes über Wohnungsbeihil-
fen, BGBl. Nr. 229/1951, in der geltenden
Fassung dem Bund als Träger der Ar-
beitslosenversicherung zufließen.

(3) Der Beitrag des Bundes gemäß Abs. 2 lit. c
ist in dem Ausmaß zu leisten, in dem in einem
Kalenderjahr der Aufwand gemäß Abs. 1 lit. a,
b und d die Einnahmen gemäß Abs. 2 lit. a, d
und e übersteigt. (BGBl. Nr. 179/1974, Art. I
Z.17)

(BGBl. Nr. 3/1971, Art. I Z. 16)

Arbeitslosenversicherungsbeitrag

§ 61. (1) Der Arbeitslosenversicherungsbeitrag
beträgt 2 v. H. der für die Krankenversicherung
geltenden Beitragsgrundlage, wobei diese ka-
lendertäglich bis zu dem jeweils gemäß § 45
ASVG festgesetzten Höchstbetrag zu berück-
sichtigen ist. (BGBl. Nr. 124/1973, Art. I Z. 21;
BGBl. Nr. 179/1974, Art. 1 Z. 18 lit. a)

(2) Von Sonderzahlungen (§ 49 Abs. 2
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) sind
Sonderbeiträge im Ausmaß von 2 v. H. der
Sonderzahlungen zu entrichten. Hiebei sind die
in einem Kalenderjahr fällig werdenden Sonder-
zahlungen bis zu jenem Höchstbetrag zu be-
rücksichtigen, der jeweils dem 30fachen des
gemäß § 45 ASVG für die Krankenversicherung
festgesetzten Höchstbetrages entspricht. (BGBl.
Nr. 124/1973, Art. I Z. 21; BGBl. Nr. 179/1974,
Art. I Z. 18 lit. b; BGBl. Nr. 289/1976, Art. I
Z. 26 lit. a)

(3) Der Arbeitslosenversicherungsbeitrag (Son-
derbeitrag) ist vom Versicherten und vom
Dienstgeber, soweit in den Abs. 4 bis 6 nichts
anderes bestimmt ist, zu gleichen Teilen zu
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tragen. § 53 Abs. 1 ASVG bleibt hiedurch un-
berührt; § 53 Abs. 4 ASVG gilt sinngemäß.
(BGBl. Nr. 17/1962, Art. 1 Z. 24)

(4) Für Versicherte, die nur Anspruch auf
Sachbezüge haben oder kein Entgelt erhalten,
hat der Dienstgeber auch den auf den Ver-
sicherten entfallenden Beitragsteil zu tragen.
(BGBl. Nr. 17/1962, Art. 1 Z. 24)

(5) Der Arbeitslosenversicherungsbeitrag ist
vom selbständigen Pecher zur Gänze zu tragen;
davon ist ihm die Hälfte von den Besitzern der
Wälder zu erstatten, in denen die Harzpro-
dukte gewonnen werden. (BGBl. Nr. 17/1962,
Art. 1 Z. 24)

(6) Der Versicherte hat den Arbeitslosenver-
sicherungsbeitrag (Sonderbeitrag) zur Gänze zu
entrichten,

a) wenn der Beitrag vom Dienstgeber, der die
Vorrechte der Exterritorialität genießt
oder dem im Zusammenhang mit einem
zwischenstaatlichen Vertrag oder der Mit-
gliedschaft Österreichs bei internationalen
Organisationen besondere Privilegien oder
Immunitäten eingeräumt sind, nicht ent-
richtet wird,

b) wenn der Dienstgeber im Inland keine
Betriebsstätte (Niederlassung, Geschäfts-
stelle, Niederlage) hat,

c) für die Zeit einer Arbeitsunterbrechung
infolge Urlaubs ohne Entgeltzahlung, so-
lange die Arbeitslosenversicherungspflicht
weiterbesteht. (BGBl. Nr. 17/1962, Art. I
Z. 24)

(7) Für den Arbeitslosenversicherungsbeitrag
und für den Sonderbeitrag gelten die Vorschrif-
ten der gesetzlichen Krankenversicherung über
den Abzug des Versichertenbeitrages vom Ent-
gelt. (BGBl. Nr. 17/1962, Art. I Z. 24)

(8) Selbstversicherte nach den Vorschriften des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes haben
den Arbeitslosenversicherungsbeitrag (Sonderbei-
trag) dem zuständigen Krankenversicherungsträ-
ger einzuzahlen. Dem Selbstversicherten hat jeder
Dienstgeber gegen Nachweis der bestehenden
Selbstversicherung die Hälfte des Arbeitslosen-
versicherungsbeitrages (Sonderbeitrages) zu er-
setzen, der auf das von ihm ausgezahlte Entgelt
(§ 49 ASVG) entfällt; der Ersatzanspruch ist bei
sonstigem Verlust spätestens innerhalb von zwei
Monaten nach Zahlung des jeweiligen Entgelts
vom Selbstversicherten geltend zu machen.
(BGBl. Nr. 17/1962, Art. I Z. 24)

(9) Für die Zeit des Präsenz(Zivil)dienstes ist
kein Betrag zur Arbeitslosenversicherung zu
leisten. (BGBl. Nr. 17/1962, Art. I Z. 25;
BGBl. Nr. 289/1976, Art. 1 Z. 26 lit. b)

(10) Der in den Abs. 1 und 2 festgesetzte
Beitrag ist durch Verordnung des Bundesmini-
sters für soziale Verwaltung im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen zu
ändern, wenn er dem voraussichtlichen Aufwand,
der aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung
zu bestreiten ist, nicht mehr entspricht; bei
der Festsetzung des Beitrages ist von dem
Durchschnitt des Aufwandes der letzten voran-
gegangenen zwei Jahre auszugehen. (BGBl. Nr.
30/1969, Art. 1 Z. 4; BGBl. Nr. 289/1976, Art. I
Z. 26 lit. c und d)

(11) Für die Versicherten der Knappschaft-
lichen Pensionsversicherung ist bis zu einem
durch Verordnung des Bundesministers für so-
ziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen zu bestimmenden
Zeitpunkt kein Arbeitslosenversicherungsbeitrag
zu leisten. (BGBl. Nr. 17/1962, Art. 1 Z. 25;
BGBl. Nr. 179/1974, Art. I Z. 19 lit. a und b;
BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 26 lit. d und e)

(12) Die Verordnungen gemäß Abs. 10 und 11
bedürfen der Zustimmung des Hauptausschusses
des Nationalrates (BGBl. Nr. 17/1962, Art. I
Z. 25; BGBl. Nr. 179/1974, Art. 1 Z. 19 lit. b
und c)

§ 62. (1) Die Beiträge zur Arbeitslosenversiche-
rung und die Sonderbeiträge sind durch die
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung
gemeinsam mit dem Beitrag zur Krankenver-
sicherung einzuheben.

(2) Für den Arbeitslosenversicherungsbeitrag
und für den Sonderbeitrag gelten die Vorschrif-
ten der gesetzlichen Krankenversicherung über
die Berechnung, Fälligkeit, Einzahlung, Eintrei-
bung, Beitragszuschläge, Sicherung, Verjährung
und Rückforderung der Pflichtbeiträge ent-
sprechend, soweit sich aus diesem Bundesgesetz
nichts Abweichendes ergibt.

§ 63. (1) Die Träger der Krankenversicherung
haben die Beiträge an die vom Bundesminister
für soziale Verwaltung bestimmte Stelle abzu-
führen. Die näheren Bestimmungen über das
Verfahren bei Verrechnung und Abfuhr der Bei-
träge werden durch Verordnung getroffen.

(2) Die Träger der Krankenversicherung erhal-
ten zur Abgeltung der Kosten, die ihnen durch
die Mitwirkung an der Durchführung der
Arbeitslosenversicherung, insbesondere durch die
Einziehung und Abfuhr der Beiträge entstehen,
eine Vergütung, die sich nach der Höhe der ein-
gehobenen Beiträge richtet. Das Nähere bestimmt
der Bundesminister für soziale Verwaltung im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen nach Anhörung des Hauptverbandes
der österreichischen Sozialversicherungsträger.
(BGBl. Nr. 179/1974, Art. I Z. 20)
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(3) Der Bundesminister für soziale Verwaltung
kann durch Beauftragte bei den Trägern der
Krankenversicherung in alle Aufzeichnungen
Einsicht nehmen, die sich auf die Standesführung
der Arbeitslosenversicherten und die Gebarung
mit den Arbeitslosenversicherungsbeiträgen be-
ziehen.

Reservefonds

§ 64. (1) Aus den laufenden Eingängen an
Arbeitslosenversicherungsbeiträgen werden zu-
nächst die vom Bund geleisteten Vorschüsse
gedeckt.

(2) Übersteigen in einem Kalenderjahr die
Einnahmen gemäß § 60 Abs. 2 den Leistungs-
und Verwaltungsaufwand gemäß § 60 Abs. 1, so
ist dieser Überschuß nach Deckung allfälliger
unbeglichener Vorschüsse des Bundes einem
Reservefonds zuzuführen. (BGBl. Nr. 3/1971,
Art. I Z. 18)

(3) Ergibt sich innerhalb eines Kalenderjahres
ein Gebarungsabgang und reicht zu seiner
Deckung der Beitrag des Bundes zur
Notstandshilfe (§ 60 Abs. 3 nicht aus,
so sind die Mittel des Reservefonds heranzu-
ziehen. (BGBl. Nr. 289/1976, Art. 1 Z. 27)

(4) Überschreitet der Reservefonds die Höhe
der durchschnittlichen jährlichen Einnahmen an
Arbeitslosenversicherungsbeiträgen in den letzten
fünf Jahren, so ist das Ausmaß des Arbeitslosen-
versicherungsbeitrages entsprechend zu senken.

(5) Die Verwaltung des Reservefonds obliegt
dem Bundesminister für soziale Verwaltung im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen. (BGBL Nr. 30/1969, Art. 1 2. 5; BGBl.
Nr. 289/1976, Art. 1 Z. 28)

(6) Die Mittel des Reservefonds sind derart
anzulegen, daß sie zur Deckung eines Abganges
jederzeit herangezogen werden können. (BGBL
Nr. 289/1976, Art. 1 Z.28)

Wintermehrkostenausgleichsfonds

§ 65. (1) Aus den im jeweiligen Bundesfinanz-
gesetz für Zuschüsse gemäß § 28 a erster Satz
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes vorgesehe-
nen Mitteln sind zunächst die bewilligten und
anweisungsreifen Beihilfebegehren zu decken.

(2) Übersteigen in einem Kalenderjahr die im
Bundesfinanzgesetz für Zuschüsse gemäß § 28 a
erster Satz des Arbeitsmarktförderungsgesetzes
vorgesehenen Mittel den Aufwand für die
bewilligten und anweisungsreifen Beihilfebegeh-
ren, so ist der sich daraus ergebende Differenz-
betrag einem Wintermehrkostenausgleichsfonds
zuzuführen. Die Überweisung hat zu Lasten des

für Beihilfen gemäß § 28 a erster Satz des Arbeits-
marktförderungsgesetzes vorgesehenen Ausga-
benansatzes zu erfolgen.

(3) Übersteigt in einem Kalenderjahr der Auf-
wand für die bewilligten und anweisungsreifen
Beihilfebegehren für Zuschüsse gemäß § 28 a
erster Satz des Arbeitsmarktförderungsgesetzes
die hiefür vorgesehenen Mittel, so ist der Bundes-
minister für soziale Verwaltung ermächtigt,
unbeschadet § 51 Abs. 4 des Arbeitsmarktför-
derungsgesetzes, Mittel des Wintermehrkosten-
ausgleichsfonds heranzuziehen.

(4) Im jährlichen Bundesfinanzgesetz ist eine
Ermächtigung des Bundesministers für Finanzen
vorzusehen, daß er die Zustimmung zu Über-
schreitungen des Ausgabenansatzes für Zuschüsse
gemäß § 28 a erster Satz des Arbeitsmarktförde-
rungsgesetzes zu Lasten des Wintermehrkosten-
ausgleichsfonds zu geben hat.

(5) Überschreitet der Wintermehrkostenaus-
gleichsfonds die Höhe des durchschnittlichen Auf-
wandes für Beihilfen gemäß § 28 a erster Satz
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes der letzten
fünf Jahre, so kann der Bundesminister für
soziale Verwaltung die diesen Betrag übersteigen-
den Mittel dem Reservefonds zuführen.

(BGBl. Nr. 179/1974, Art. I Z. 21; BGBl.
Nr. 289/1976, Art. I Z. 28 und 29)

ARTIKEL V

Sonderbestimmungen für Zollausschlußgebiete

§ 66. Für den Bereich von Zollausschlußgebie-
ten können durch Verordnung an Stelle der
Schillingbeträge, die in diesem Bundesgesetz oder
in auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen
Verordnungen enthalten sind, Beträge in der
jeweils im Zollausschlußgebiet geltenden Fremd-
währung festgesetzt werden, wobei auf das Kurs-
verhältnis und das Verhältnis der Kaufkraft der
Fremdwährung zur inländischen Währung Be-
dacht zu nehmen ist.

ARTIKEL VI

Allgemeine Bestimmungen

Übergang von Ansprüchen

§ 67. Hat ein Sozialhilfeträger einen Arbeits-
losen für einen Zeitraum unterstützt und wird
dem Arbeitslosen das Arbeitslosengeld (die Not-
standshilfe) später für diese Zeit bewilligt, so
hat das Arbeitsamt dem Sozialhilfeträger die
Sozialhilfeleistung zu erstatten, jedoch nicht über
den Betrag des Arbeitslosengeldes (der Notstands-
hilfe) hinaus. Das Arbeitsamt kann dafür dem
Arbeitslosen die Beträge, zu deren Erstattung es
verpflichtet ist, auf das Arbeitslosengeld (die
Notstandshilfe) anrechnen. Das Arbeitsamt kann
die Erstattung dem Sozialhilfeträger insoweit
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verweigern, als es das Arbeitslosengeld (die Not-
standshilfe) bereits ausgezahlt hat, ohne die Vor-
leistung des Sozialhilfeträgers gekannt zu haben.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. 1 Z. 30)

Exekutions- und Verfügungsbeschränkungen

§ 68. Die Ansprüche auf Arbeitslosengeld,
Karenzurlaubsgeld und auf Notstandshilfe kön-
nen rechtswirksam nur in folgenden Fällen über-
tragen, verpfändet oder gepfändet werden:

1. zur Deckung von Forderungen auf Ersatz
unberechtigt bezogener Leistungen nach
diesem Bundesgesetz mit der Maßgabe, daß
dem Verpflichteten die Hälfte der Bezüge
frei bleiben muß;

2. zur Deckung gesetzlicher Unterhaltsan-
sprüche gegen den Anspruchsberechtigten
mit der Maßgabe, daß § 6 des Lohnpfän-
dungsgesetzes, BGBl. Nr. 51/1955, sinnge-
mäß anzuwenden ist.

(BGBl. Nr. 198/1963, Art. I)

Rechtshilfe und Auskunftspflicht

§ 69. (1) Alle Behörden und Ämter, die Träger
der Sozialversicherung, die Urlaubskasse der
Arbeiter in der Bauwirtschaft, die gesetzlichen
Interessenvertretungen sowie die Berufsvereini-
gungen der Dienstgeber und der Dienstnehmer
sind verpflichtet, die Landesarbeitsämter und die
Arbeitsämter in der Erfüllung ihrer Aufgaben
zu unterstützen.

(2) Die Betriebsinhaber sind verpflichtet, den
Landesarbeitsämtern und den Arbeitsämtern alle
zur Durchführung dieses Bundesgesetzes erfor-
derlichen Auskünfte zu erteilen.

Stempel- und Gebührenfreiheit

§ 70. (1) Die im Verfahren nach diesem Bun-
desgesetz erforderlichen Eingaben und deren Bei-
lagen, Ausfertigungen, Niederschriften, Ent-
scheidungen, Vollmachten und Zeugnisse sind
von den Stempel- und Rechtsgebühren befreit.
(BGBl. Nr. 261/1967, Art. 1 2. 13)

(2) Die §§ 76 bis 78 des AVG 1950 und die
auf Grund dieser Bestimmungen erlassenen Ver-
ordnungen sind im Verfahren nach diesem Bun-
desgesetz nicht anzuwenden.

(BGBl. Nr. 92/1959, Art. 6 lit. d)

Strafbestimmungen

§ 71. (1) Dienstgeber oder deren Beauftragte,
die die Ausstellung der im § 46 Abs. 3 vorge-
sehenen Bestätigungen grundlos verweigern, in
den Bestätigungen wissentlich unwahre Angaben
machen oder der ihnen nach § 69 Abs. 2 oblie-
genden Auskunftspflicht nicht nachkommen,

werden, sofern die Tat nicht nach einem anderen
Gesetz einer strengeren Strafe unterliegt, von der
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafen von
30 S bis 3000 S oder mit Arrest von einem Tag
bis zu drei Monaten bestraft.

(2) Wer vorsätzlich Leistungen der Arbeits-
losenversicherung in Anspruch nimmt oder
genießt, ohne dazu berechtigt zu sein, oder zu
solchen Mißbräuchen anstiftet oder Hilfe leistet,
wird, sofern die Tat nicht nach einem anderen
Gesetz einer strengeren Strafe unterliegt, von
der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafen
von 30 S bis 3000 S oder mit Arrest von einem
Tag bis zu drei Monaten bestraft.

§ 72. (1) Gegen Bezieher von Leistungen der
Arbeitslosenversicherung, die eine ihnen nach
diesem Bundesgesetz obliegende Anzeige unter-
lassen oder unwahre Angaben machen, kann das
Arbeitsamt, unbeschadet der Bestimmungen des
§ 71 Abs. 2, eine Geldstrafe bis zu 200 S ver-
hängen. (BGBl. Nr. 261/1967, Art. I Z. 14)

(2) Gemäß Abs. 1 verhängte Geldstrafen kön-
nen auch durch Abzüge vom Arbeitslosengeld
und von der Notstandshilfe eingebracht werden.
(BGBl. Nr. 92/1959, Art. 6 lit. f)

§ 73. Die Eingänge aus den gemäß den §§ 71
und 72 verhängten Geldstrafen fließen dem
Reservefonds (§ 64) zu.

ARTIKEL VII

Übergangs- und Schlußbestimmungen

Übergangsbestimmungen bei Erhöhung der Ge-
ringfügigkeitsgrenzen

§ 74. Personen, die am Tag vor dem Inkraft-
treten des jeweiligen Bundesgesetzes, mit dem
die Beträge im § 5 Abs. 2 lit. a bis c des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes (Gering-
fügigkeksgrenzen) erhöht werden, nach den in
diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften in der
Arbeitslosenversicherung pflichtversichert waren,
nach dem jeweiligen Bundesgesetz, mit dem die
Geringfügigkeitsgrenzen erhöht werden, aber
nicht mehr pflichtversichert wären, bleiben
pflichtversichert, solange sie auf Grund der
Beschäftigung, welche die Pflichtversicherung
nach den bisherigen Vorschriften begründet hat,
in der Krankenversicherung pflichtversichert
bleiben.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 31)

§ 75. Sofern die im § 74 genannten Personen
Hausbesorger im Sinne des Hausbesorgergesetzes,
BGBl. Nr. 16/1970, sind, können sie bis zum
30. Juni des Jahres, in dem die Geringfügigkeits-
grenzen erhöht werden, bei dem für die Ein-
hebung der Beiträge in Betracht kommenden
Krankenversicherungsträger den Antrag stellen,
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aus der Arbeitslosenversicherung ausgeschieden
zu werden. Einem solchen Antrag hat der Ver-
sicherungsträger mit Wirkung von dem auf den
Antrag folgenden Monatsersten stattzugeben.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. I Z. 32)

Verwaltungs(Vermittlungs)ausschüsse

§ 76. Die in diesem Bundesgesetz bezeichneten
Verwaltungskommissionen der Landesarbeits-
ämter und Verwakungsausschüsse der Arbeits-
ämter werden durch ein besonderes Bundesgesetz
errichtet. Bis zu ihrer Errichtung sind die Auf-
gaben, die nach diesem Bundesgesetz den Ver-
mittlungskommissionen der Landesarbeitsämter
beziehungsweise den Verwaltungsausschüssen der
Arbeitsämter obliegen, von den derzeit bestehen-
dn Verwaltungsauschüssen der Landesarbeits-
ämter beziehungsweise den Vermittlungsausschüs-
sen der Arbeitsämter zu besorgen.

Aufhebung von Vorschriften

§ 77. (1) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes treten außer Kraft:

1. das Bundesgesetz vom 15. Mai 1946, BGBl.
Nr. 97, über vorläufige Maßnahmen auf

dem Gebiete der Arbeitslosenfürsorge (Ar-
beitslosenfürsorgegesetz) sowie alle reichs-
rechtlichen Vorschriften, soweit sie sich auf
Materien erstrecken, die in diesem Bundes-
gesetz geregelt sind;

2. das Bundesgesetz vom 15. Oktober 1948,
BGBl. Nr. 221, betreffend die Herabsetzung
der Arbeitslosenversicherungsbeiträge und
Verwendung eines Teiles des Arbeitslosen-
versicherungsbeitrages der Arbeiter zugun-
sten der Invalidenversicherung.

(2) Die gemäß Abs. 1 Z. 1 außer Kraft
getretenen reichsrechtlichen Vorschriften werden
durch Kundmachung des Bundesministers für
soziale Verwaltung verlautbart.

Vollziehung

§ 78. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist der Bundesminister für soziale Ver-
waltung betraut.

(2) Mit der Vollziehung des § 60 Abs. 2 lit. b
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

(BGBl. Nr. 289/1976, Art. 1 Z. 33)


